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Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG 

des Europäischen Parlaments und des Rates 


über die Anerkennung von Berufsqualifikationen

auf dem Gebiet der Gesundheitsberufe und


zur Änderung anderer Gesetze und Verordnungen*


Vom 11. Juni 2008 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht 

Artikel 1	 Brandenburgisches Gesetz zur Regelung der Be­
rufsanerkennung für nichtakademische Gesund­
heitsberufe nach der Richtlinie 2005/36/EG und 
für Drittstaatenangehörige (Brandenburgisches Ge­
sundheitsberufeanerkennungsgesetz - BbgGesBAG) 

Artikel 2	 Änderung des Heilberufsgesetzes 

Artikel 3	 Änderung des Gesetzes über die Weiterbildung in 
den Fachberufen des Gesundheitswesens 

Artikel 4	 Änderung des Brandenburgischen Krankenpflege­
hilfegesetzes 

Artikel 5	 Änderung des Gesetzes über die Ausübung des Be­
rufes der Hebamme und des Entbindungspflegers 
im Land Brandenburg 

Artikel 6	 Änderung der Berufsordnung für Hebammen und 
Entbindungspfleger im Land Brandenburg 

Artikel 7	 Änderung der Ambulanten Pflege-Weiterbildungs­
verordnung 

Artikel 8	 Änderung der Onkologischen Pflege-Weiterbildungs­
verordnung 

Artikel 9	 Änderung der Intensivpflege- und Anästhesie-Wei­
terbildungsverordnung 

Artikel 10	 Änderung der Operationsdienst-Weiterbildungsver­
ordnung 

Artikel 11	 Inkrafttreten 

*	 Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2005/36/EG des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die Anerken­
nung von Berufsqualifikationen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22, 2007 Nr. L 271 
S. 18), zuletzt geändert durch Verordnung (EG) Nr. 1430/2007 der Kommis­
sion vom 5. Dezember 2007 (ABl. EU Nr. L 320 S. 3). 

Artikel 1

Brandenburgisches Gesetz zur Regelung 


der Berufsanerkennung für nichtakademische

Gesundheitsberufe nach der Richtlinie 2005/36/EG 


und für Drittstaatenangehörige (Brandenburgisches Ge­

sundheitsberufeanerkennungsgesetz – BbgGesBAG)


Abschnitt 1

Einleitende Bestimmungen


§ 1 
Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz findet, soweit nachfolgend nichts anderes be­
stimmt ist, auf die folgenden Gesetze und Verordnungen An­
wendung: 

1.	 Gesetz über die Weiterbildung in den Fachberufen des Ge­
sundheitswesens vom 18. März 1994 (GVBl. I S. 62), 

2.	 Brandenburgisches Krankenpflegehilfegesetz vom 26. Mai 
2004 (GVBl. I S. 244), 

3.	 Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für den Beruf der 
Gesundheits- und Krankenpflegehelferin und des Gesund­
heits- und Krankenpflegehelfers im Land Brandenburg 
vom 24. August 2004 (GVBl. II S. 684), 

4.	 Ambulante Pflege-Weiterbildungsverordnung vom 21. April 
1997 (GVBl. II S. 317), 

5.	 Onkologische Pflege-Weiterbildungsverordnung vom 8. Ja­
nuar 2003 (GVBl. II S. 26), 

6.	 Gerontopsychiatrische Fachkraft-Weiterbildungsverordnung 
vom 8. Februar 2004 (GVBl. II S. 125), 

7.	 Intensivpflege- und Anästhesie-Weiterbildungsverordnung 
vom 26. Februar 2004 (GVBl. II S. 246), 

8. 	 Operationsdienst-Weiterbildungsverordnung vom 9. Septem­
ber 2004 (GVBl. II S. 792), 

in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Das Gesetz findet ferner Anwendung auf sonstige regle­
mentierte nichtakademische Gesundheitsberufe. 

Abschnitt 2

Anerkennungsvoraussetzungen und Regelung


des Anerkennungsverfahrens


§ 2 
Berufsanerkennung 

(1) Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen 
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Union, eines Vertragsstaates des Abkommens über den Europä­
ischen Wirtschaftsraum oder eines Vertragsstaates, dem die 
Bundesrepublik Deutschland und die Europäische Gemeinschaft 
oder die Bundesrepublik Deutschland und die Europäische 
Union vertraglich einen entsprechenden Rechtsanspruch einge­
räumt haben (europäische Staaten), mit einem fachbezogenen 
Diplom, einem Prüfungszeugnis oder einem sonstigen fach­
lichen Aus- oder Weiterbildungsnachweis, erhalten auf Antrag 
die Erlaubnis zum Führen der jeweiligen Berufsbezeichnung 
nach den Berufsgesetzen und Fachweiterbildungsverordnungen 
nach § 1, wenn die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes 
gegeben ist und sie über die für die Ausübung der Berufstätig­
keit erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen. 

(2) Bestehen wesentliche Abweichungen hinsichtlich Dauer oder 
Inhalt gegenüber den jeweiligen deutschen Aus- oder Weiter­
bildungsvorschriften, ist ein Anpassungslehrgang oder eine 
Eignungsprüfung durchzuführen. Die antragstellende Person 
kann zwischen der Teilnahme an einem Anpassungslehrgang 
und einer Eignungsprüfung wählen. Vor Durchführung eines 
Anpassungslehrgangs oder einer Eignungsprüfung ist zu prü­
fen, ob die von der antragstellenden Person im Rahmen ihrer 
Berufspraxis in den europäischen Staaten nach Absatz 1 erwor­
benen Kenntnisse den wesentlichen Unterschied ganz oder teil­
weise ausgleichen können. Die Eignungsprüfung hat sich auf 
diejenigen Bereiche zu beschränken, in denen die Aus- oder 
Weiterbildung der antragstellenden Person hinter der in den 
Berufsgesetzen und Fachweiterbildungsverordnungen nach § 1 
geregelten Aus- oder Weiterbildung zurückbleibt. 

(3) Absatz 1 gilt auch für Angehörige eines Drittstaates. Für 
diese ist eine Eignungsprüfung durchzuführen, wenn die Gleich­
wertigkeit des Ausbildungsstandes nicht gegeben ist oder sie 
nur mit unangemessenem zeitlichem oder sachlichem Aufwand 
feststellbar ist. 

(4) Bei Personen, die eine Erlaubnis zum Führen der Weiterbil­
dungsbezeichnung nach den in § 1 Abs. 1 Nr. 4 bis 8 genannten 
Fachweiterbildungsverordnungen beantragt haben, gelten die 
Voraussetzungen als erfüllt, wenn 

1.	 sie in einem anderen europäischen Staat nach Absatz 1 
Satz 1 eine Ausbildung als Gesundheits- und Krankenpfle­
gerin oder Gesundheits- und Krankenpfleger, die für die 
allgemeine Pflege verantwortlich sind, abgeschlossen ha­
ben und nach § 2 Abs. 3 und 4 sowie § 25 des Krankenpfle­
gegesetzes vom 16. Juli 2003 (BGBl. I S. 1442), zuletzt ge­
ändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 17. Dezember 2007 
(BGBl. I S. 2945), in der jeweils geltenden Fassung nach­
weisen und 

2.	 die Gleichwertigkeit des Weiterbildungsstandes gegeben ist. 

(5) Spezialisierte Krankenpflegekräfte, die keine den Vorgaben 
des Krankenpflegegesetzes vergleichbare Berufsausbildung für 
die allgemeine Pflege absolviert haben, sind berechtigt, ihre 
ausländische Berufsbezeichnung zu führen. 

(6) Eine außerhalb der Bundesrepublik Deutschland erworbene 
abgeschlossene Weiterbildung auf der Grundlage einer Alten­
pflegeausbildung ist anzuerkennen, wenn deren Gleichwertig­

keit nachgewiesen ist. Die Voraussetzung gilt als erfüllt, wenn 
die antragstellende Person in einem anderen europäischen Staat 
eine einschlägige Weiterbildung abgeschlossen hat, sofern die 
Aus- und die Weiterbildung im Herkunftsstaat keine wesent­
lichen Unterschiede im Vergleich zu der Altenpflegeausbildung 
nach dem Altenpflegegesetz und zu der Weiterbildungs- und 
Prüfungsordnung nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 oder 6 in Bezug auf die 
Dauer und Inhalte aufweisen. Als Herkunftsstaat gilt der europä­
ische Staat, in dem eine oder mehrere Qualifikationen erworben 
wurden, die berechtigen, dort einen Beruf auszuüben. 

(7) Staatsangehörigen eines europäischen Staates, die eine an­
erkannte Aus- oder Weiterbildung in einem Drittstaat abge­
schlossen haben, stehen den in Absatz 1 genannten Personen 
gleich, sofern die Qualifikation durch einen anderen europäi­
schen Staat anerkannt wurde und sie eine durch diesen Staat 
bescheinigte dreijährige Berufserfahrung nachweisen können. 

§ 3 
Anerkennungsbedingungen für gleichgestellte


Ausbildungsgänge


(1) Jeder Ausbildungsnachweis über Ausbildungsgänge, der 
nicht dem Grundsatz der automatischen Anerkennung nach Ti­
tel III Kapitel III der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die 
Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. EU Nr. L 255 
S. 22, 2007 Nr. L 271 S. 18), zuletzt geändert durch Verord­
nung (EG) Nr. 1430/2007 der Kommission vom 5. Dezember 
2007 (ABl. EU Nr. L 320 S. 3), unterliegt und von der zustän­
digen Behörde in einem anderen europäischen Staat ausgestellt 
wurde, ist den deutschen Ausbildungsnachweisen gleichgestellt, 
sofern er 

1.	 den Abschluss einer Aus- oder Weiterbildung bescheinigt, 

2.	 von diesem europäischen Staat als gleichwertig anerkannt 
wird und 

3.	 in Bezug auf die Aufnahme oder Ausübung eines Berufs 
dieselben Rechte verliehen werden. 

Die Befähigungs- oder Ausbildungsnachweise müssen beschei­
nigen, dass das Berufsqualifikationsniveau der Inhabenden zu­
mindest unmittelbar unter dem Niveau des Artikels 11 der Richt­
linie 2005/36/EG liegt, das die deutschen Berufsgesetze fordern. 

(2) Ist der Beruf in einem anderen europäischen Staat nach § 2 
Abs. 1 nicht reglementiert, darf der Beruf ausgeübt werden, 
wenn dieser in den vorhergehenden zehn Jahren dort zwei Jah­
re in Vollzeit ausgeübt wurde und die Befähigungs- oder Aus­
bildungsnachweise der zuständigen Behörde des anderen euro­
päischen Staates bescheinigen, dass 

1.	 das Berufsqualifikationsniveau des Inhabers zumindest un­
mittelbar unter dem Niveau des Artikels 11 der Richtlinie 
2005/36/EG der deutschen Ausbildung liegt und 

2.	 der Inhaber auf die Ausübung des betreffenden Berufs vor­
bereitet wurde. 
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(3) Ein höchstens dreijähriger Anpassungslehrgang oder die 
Ablegung einer Eignungsprüfung kann verlangt werden, wenn 

1.	 die Aus- oder die Weiterbildungsdauer in dem anderen eu­
ropäischen Staat die Dauer der deutschen Aus- oder Weiter­
bildung um mindestens ein Jahr unterschreitet, 

2.	 sich die Aus- und Weiterbildung in dem anderen europäi­
schen Staat wesentlich von den für die deutsche Aus- oder 
Weiterbildung vorgeschriebenen Unterrichtsinhalten unter­
scheidet oder 

3.	 die Aus- oder Weiterbildung eine oder mehrere reglemen­
tierte berufliche Tätigkeiten umfasst, die in dem anderen 
europäischen Staat nicht Bestandteil des entsprechenden 
reglementierten Berufs sind, soweit sich dieser Unterschied 
auf Fächer bezieht, die sich wesentlich von denen unter­
scheiden, die von dem vorgelegten Befähigungs- oder Aus­
bildungsnachweis abgedeckt werden. 

Vor Durchführung eines Anpassungslehrgangs oder einer Eig­
nungsprüfung ist zu prüfen, ob die von der antragstellenden 
Person im Rahmen ihrer Berufspraxis in einem europäischen 
Staat erworbenen Kenntnisse den wesentlichen Unterschied ganz 
oder teilweise ausgleichen können. § 2 Abs. 2 Satz 4 gilt ent­
sprechend. 

(4) Für den Beruf der Gesundheits- und Krankenpflegehilfe kann 
abweichend von Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 ein höchstens zwölfmona­
tiger Anpassungslehrgang oder die Ablegung einer Eignungsprü­
fung verlangt werden, wenn die Aus- oder die Weiterbildungsdau­
er in einem anderen europäischen Staat die Dauer der deutschen 
Ausbildung um mindestens drei Monate unterschreitet. 

§ 4 
Befreiung von Ausgleichsmaßnahmen


auf der Grundlage gemeinsamer Plattformen


Erfüllt die Berufsqualifikation der antragstellenden Person die 
Kriterien der gemeinsamen Plattformen nach Artikel 15 der 
Richtlinie 2005/36/EG, sind keine Ausgleichsmaßnahmen nach 
§ 2 Abs. 2 durchzuführen. 

§ 5 
Unterlagen und Bescheinigungen 

(1) Der zuständigen Behörde sind vorzulegen: 

1.	 ein Staatsangehörigkeitsnachweis, 

2.	 ein Befähigungsnachweis oder Ausbildungsnachweis, der 
zur Aufnahme des entsprechenden Berufes berechtigt, in 
Urschrift oder in amtlich beglaubigter Kopie sowie gegebe­
nenfalls eine Bescheinigung über die erworbene Berufser­
fahrung, 

3.	 Nachweise über die Zuverlässigkeit der antragstellenden 
Person, 

4.	 ein im anderen europäischen Staat ausgestellter Nachweis 
über die körperliche und geistige Gesundheit der antrag­
stellenden Person, der nicht älter als drei Monate ist, 

5.	 eine Bescheinigung über den Abschluss einer Berufshaft­
pflichtversicherung, soweit dies für die Ausübung des Be­
rufs erforderlich ist. 

(2) Als Nachweise über die Zuverlässigkeit nach Absatz 1 Nr. 3 
werden Bescheinigungen über die Insolvenzfreiheit, über das 
Nichtvorliegen eines schwerwiegenden standeswidrigen Ver­
haltens oder einer Verurteilung wegen strafbarer Handlungen 
anerkannt, die von den zuständigen Behörden des anderen eu­
ropäischen Staates ausgestellt wurden und die belegen, dass die 
Erfordernisse für die Aufnahme des Berufs im Anwendungsbe­
reich dieses Gesetzes erfüllt werden. Werden in dem anderen 
europäischen Staat diese Bescheinigungen nicht ausgestellt, 
können sie durch eine eidesstattliche Erklärung ersetzt werden, 
die die betreffende Person vor der zuständigen Behörde oder 
einem Notar abgegeben hat. 

(3) Wird in dem anderen europäischen Staat kein Nachweis 
nach Absatz 1 Nr. 4 verlangt, erkennt die zuständige Behörde 
eine von einer zuständigen Behörde des anderen europäischen 
Staates ausgestellte entsprechende Bescheinigung an. 

(4) Die zuständige Behörde kann von der antragstellenden Per­
son verlangen, dass zusammen mit den Ausbildungsnachwei­
sen eine Bescheinigung der zuständigen Behörde des anderen 
europäischen Staates vorgelegt wird, aus der hervorgeht, dass 
diese Nachweise den in der Richtlinie 2005/36/EG verlangten 
Nachweisen entsprechen. Die Bescheinigungen dürfen bei ih­
rer Vorlage nicht älter als drei Monate sein. 

(5) Bestehen berechtigte Zweifel über die Authentizität der 
ausgestellten Bescheinigungen und Ausbildungsnachweise, soll 
die zuständige Behörde von der zuständigen Behörde des ande­
ren europäischen Staates eine Bestätigung über die Authenti­
zität der Unterlagen sowie eine Bestätigung darüber verlangen, 
dass die Mindestanforderungen der Ausbildung nach der Richt­
linie 2005/36/EG erfüllt werden. 

(6) Beziehen sich Ausbildungsnachweise, die von der zuständi­
gen Behörde eines europäischen Staates ausgestellt wurden, 
auf eine Ausbildung, die ganz oder teilweise in einer im Ho­
heitsgebiet eines anderen europäischen Staates niedergelasse­
nen Einrichtung absolviert wurde, so kann die zuständige Be­
hörde bei berechtigten Zweifeln bei der zuständigen Stelle des 
Ausstellungsstaates überprüfen, ob 

1.	 der Ausbildungsgang von der Ausbildungseinrichtung offi­
ziell bescheinigt worden ist, 

2.	 der ausgestellte Ausbildungsnachweis dem Nachweis ent­
spricht, der verliehen worden wäre, wenn der Ausbildungs­
gang vollständig absolviert worden wäre, 

3.	 mit dem Ausbildungsnachweis im Hoheitsgebiet des Aus­
stellungsstaates dieselben beruflichen Rechte verliehen wer­
den. 



137 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil I – Nr. 8 vom 17. Juni 2008 

§ 6 
Verfahren für die Anerkennung der Berufsqualifikationen 

(1) Die zuständige Behörde bestätigt der antragstellenden Per­
son binnen eines Monats den Empfang der Unterlagen und teilt 
ihr gegebenenfalls mit, welche Unterlagen nachzureichen sind. 

(2) Ein Verfahren über die Anerkennung der in einem anderen 
europäischen Staat erworbenen beruflichen Qualifikation muss 
kurzfristig, spätestens jedoch drei Monate nach Einreichung 
der vollständigen Unterlagen abgeschlossen werden. Die Ent­
scheidung ist von der zuständigen Behörde ordnungsgemäß zu 
begründen. Die Bearbeitungsfrist verlängert sich bei den Beru­
fen, die nicht dem Grundsatz der automatischen Anerkennung 
nach der Richtlinie 2005/36/EG unterliegen, um einen Monat. 

(3) Gegen die Entscheidung nach Absatz 2 oder gegen eine 
nicht fristgerecht getroffene Entscheidung nach Absatz 2 ist 
der Rechtsweg zulässig. 

Abschnitt 3

Erbringung von Dienstleistungen


§ 7 
Dienstleistungsfreiheit 

(1) Antragstellende Personen europäischer Staaten sind berech­
tigt, vorübergehend und gelegentlich Dienstleistungen in den 
Berufen im Anwendungsbereich dieses Gesetzes zu erbringen, 
wenn die antragstellende Person 

1.	 sich zur Ausübung desselben Berufs rechtmäßig in einem 
anderen europäischen Staat niedergelassen hat oder 

2.	 diesen Beruf mindestens zwei Jahre während der vorherge­
henden zehn Jahre in einem anderen europäischen Staat 
ausgeübt hat und der Beruf dort nicht reglementiert ist so­
wie 

3.	 über die für die Ausübung der Dienstleistung erforderli­
chen Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt. 

In die Beurteilung, ob die Ausübung des Berufs vorübergehen­
den und gelegentlichen Charakter hat, sind die Dauer, die Häu­
figkeit, die regelmäßige Wiederkehr und die Kontinuität der 
Dienstleistung einzubeziehen. 

(2) Dienstleistende unterliegen den gesetzlichen Bestimmun­
gen vergleichbarer Personen inländischer Berufszugehörigkeit. 

§ 8 
Verfahren bei der Erbringung von Dienstleistungen 

(1) Wer im Sinne des § 7 Dienstleistungen erbringen will, hat 
dies der zuständigen Behörde vorher zu melden. Die Meldung 
hat schriftlich zu erfolgen. 

(2) Soweit Dienstleistungen erstmals erbracht werden oder sich 
eine wesentliche Änderung gegenüber der bisher bescheinigten 
Situation ergibt, ist die dienstleistende Person verpflichtet, der 
Meldung folgende Dokumente beizufügen: 

1.	 einen Nachweis über ihre Staatsangehörigkeit, 

2.	 eine Bescheinigung darüber, dass die dienstleistende Per­
son in dem anderen europäischen Staat rechtmäßig zur 
Ausübung der betreffenden Tätigkeiten niedergelassen ist 
und ihr die Ausübung dieser Tätigkeiten zum Zeitpunkt der 
Vorlage der Bescheinigung nicht, auch nicht vorüberge­
hend, untersagt ist, 

3.	 einen Berufsqualifikationsnachweis, 

4.	 einen Nachweis darüber, dass die betreffende Tätigkeit 
während der vorhergehenden zehn Jahre mindestens zwei 
Jahre lang ausgeübt wurde, wenn der Beruf im Staat der 
Niederlassung nicht reglementiert ist, und 

5.	 einen Nachweis über den Beginn und über die Beendigung 
der beruflichen Tätigkeit. 

(3) Die Dienstleistung wird unter der Berufsbezeichnung des 
europäischen Staates erbracht, in dem sich der Dienstleistende 
niedergelassen hat (Niederlassungsstaat), sofern für die betref­
fende Tätigkeit eine solche Berufsbezeichnung existiert. Die Be­
rufsbezeichnung ist in der Amtssprache oder einer der Amts­
sprachen des Niederlassungsstaates so zu führen, dass keine 
Verwechslung mit den Berufsbezeichnungen nach Landes- oder 
Bundesrecht möglich ist. Falls die genannte Berufsbezeichnung 
in dem Niederlassungsstaat nicht existiert, haben die Dienst­
leistenden ihren Ausbildungsnachweis in der Amtssprache oder 
einer der Amtssprachen ihres Herkunftsstaates zu führen. 

(4) Vor der ersten Erbringung einer Dienstleistung von Ange­
hörigen reglementierter Gesundheitsberufe, die nicht dem 
Grundsatz der automatischen Anerkennung nach Titel III Kapi­
tel III der Richtlinie 2005/36/EG unterliegen, soll die zuständi­
ge Behörde die Berufsqualifikationen der dienstleistenden Per­
son nachprüfen. Sie soll die dienstleistende Person innerhalb 
eines Monats nach Eingang der Meldung und der erforder­
lichen Unterlagen über das Ergebnis der Nachprüfung unter­
richten. Sollten Schwierigkeiten auftreten, die zu einer Verzö­
gerung führen könnten, unterrichtet die zuständige Behörde 
die dienstleistende Person innerhalb eines Monats über die 
Gründe für diese Verzögerung und über den Zeitplan für eine 
Entscheidung, die vor Ablauf des zweiten Monats ab Eingang 
der vollständigen Unterlagen ergehen muss. 

(5) Besteht ein wesentlicher Unterschied zwischen der beruf­
lichen Qualifikation der dienstleistenden Person und der lan­
desrechtlichen Aus- oder Weiterbildung, der so groß ist, dass 
die Ausübung dieser Tätigkeit eine Gefahr für die öffentliche 
Gesundheit darstellt, ist die dienstleistende Person verpflichtet, 
insbesondere durch eine Eignungsprüfung nachzuweisen, dass 
sie die fehlenden Kenntnisse und Fähigkeiten erworben hat. Ist 
die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes gegeben, erhält 
die dienstleistende Person die Erlaubnis zur Führung der ent­
sprechenden Berufsbezeichnung nach Landes- oder Bundes­
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recht und erbringt die Dienstleistung abweichend von Absatz 3 
unter dieser Berufsbezeichnung. In jedem Fall muss die Erbrin­
gung der Dienstleistung innerhalb des Monats erfolgen kön­
nen, der auf die nach Absatz 4 Satz 3 getroffene Entscheidung 
folgt. Bleibt eine Reaktion der zuständigen Behörde innerhalb 
der vorgegebenen Fristen aus, darf die Dienstleistung erbracht 
werden. In den Fällen, in denen die Qualifikationen nachge­
prüft wurden, erfolgt die Erbringung der Dienstleistung unter 
der Berufsbezeichnung nach den Berufsgesetzen und Fachwei­
terbildungsverordnungen nach § 1 Abs. 1. 

(6) Die zuständige Behörde kann von den zuständigen Behör­
den des Niederlassungsstaates Informationen über die Recht­
mäßigkeit der Niederlassung und die gute Führung der Dienst­
leistenden anfordern sowie Informationen darüber, dass keine 
berufsbezogenen disziplinarischen oder strafrechtlichen Sank­
tionen vorliegen. Die zuständige Behörde hat Informationen 
nach Satz 1 über niedergelassene Berufsangehörige im Gel­
tungsbereich dieses Gesetzes der anfordernden Behörde eines 
anderen europäischen Staates zu übermitteln. 

(7) Die zuständige Behörde sorgt für den Austausch aller Infor­
mationen, die im Falle von Beschwerden einer dienstleistungs­
empfangenden Person für ein ordnungsgemäßes Beschwerde­
verfahren erforderlich sind. Sie unterrichtet die dienstleis­
tungsempfangende Person über das Ergebnis der Beschwerde. 
Wird beim Erbringen der Dienstleistung gegen die Rechte und 
Pflichten nach den in § 1 dieses Gesetzes aufgeführten berufs­
rechtlichen Regelungen verstoßen, so hat die zuständige Be­
hörde unverzüglich die zuständige Behörde des europäischen 
Herkunftsstaates des Dienstleistenden hierüber zu unterrichten. 

Abschnitt 4

Fortbildungspflicht, Führung von Berufsbezeichnungen


§ 9 
Fortbildung 

(1) Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und Gesundheits­
und Krankenpfleger sind verpflichtet, sich entsprechend der 
Richtlinie 2005/36/EG beruflich fortzubilden. 

(2) Das für das Gesundheitswesen zuständige Mitglied der Lan­
desregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Nä­
here zur Fortbildung zu bestimmen. 

§ 10 
Erlaubniserteilung zum Führen der Berufsbezeichnung,


Prüfung der Sprachkenntnisse


(1) Die Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung nach den 
bundes- und landesrechtlichen Aus- und Weiterbildungsrege­
lungen ist zu erteilen, wenn die antragstellende Person die Vo­
raussetzungen nach den Berufsgesetzen erfüllt und über die für 
die Ausübung der Berufstätigkeit erforderlichen Kenntnisse 
der deutschen Sprache verfügt. 

(2) Das für das Gesundheitswesen zuständige Mitglied der Lan­
desregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung das 
Nähere zur Prüfung der Sprachkenntnisse zu bestimmen. 

§ 11 
Führen von Berufsbezeichnungen 

und akademischen Titeln 

(1) Personen, die einen reglementierten Beruf im Anwendungs­
bereich dieses Gesetzes ausüben dürfen und ihre Dienstleis­
tung nicht nur gelegentlich oder vorübergehend erbringen, füh­
ren die jeweilige Berufsbezeichnung nach den Berufsgesetzen 
und Fachweiterbildungsverordnungen nach § 1 Abs. 1. 

(2) Personen aus europäischen Staaten sind berechtigt, den 
akademischen Titel des anderen europäischen Staates und ge­
gebenenfalls die entsprechende Abkürzung in der Sprache des 
anderen Staates zu führen. 

Abschnitt 5

Verwaltungszusammenarbeit, Berichtspflicht,


Zuständige Behörde


§ 12 
Verwaltungszusammenarbeit 

(1) Die zuständige Behörde arbeitet mit den zuständigen Be­
hörden der europäischen Staaten und den nationalen Kontakt­
stellen nach Artikel 57 der Richtlinie 2005/36/EG zusammen 
und leistet Amtshilfe, um die Anwendung der Richtlinie zu er­
leichtern. Sie stellt die Vertraulichkeit der ausgetauschten In­
formationen sicher. 

(2) Die zuständige Behörde unterrichtet die zuständige Behör­
de des Herkunftsstaates über das Vorliegen strafrechtlicher 
Sanktionen, über die Rücknahme, den Widerruf und die An­
ordnung des Ruhens der Erlaubnis, über die Untersagung der 
Ausübung der Tätigkeit und über Tatsachen, die eine dieser 
Sanktionen oder Maßnahmen rechtfertigen würden; dabei sind 
die Rechtsvorschriften über den Schutz personenbezogener 
Daten einzuhalten. 

(3) Die zuständige Behörde entscheidet über Art und Umfang 
der durchzuführenden Prüfungen und unterrichtet die zuständi­
ge Behörde im Herkunftsstaat über die Konsequenzen, die sie 
aus den übermittelten Auskünften ziehen. 

§ 13 
Berichte 

Die zuständige Behörde legt dem Bundesministerium für Ge­
sundheit zur Weiterleitung an die Kommission alle zwei Jahre 
nach dem 20. Oktober 2007 einen Bericht über die Anwendung 
der Richtlinie 2005/36/EG auf die Gesundheitsberufe vor. Ne­
ben den allgemeinen Ausführungen enthält dieser Bericht eine 
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statistische Aufstellung der getroffenen Entscheidungen sowie 
eine Beschreibung der Hauptprobleme, die sich aus der An­
wendung dieser Richtlinie ergeben. 

§ 14 
Zuständige Behörde 

Die Durchführung dieses Gesetzes einschließlich der Bestim­
mungen über die Erbringung von Dienstleistungen obliegt der 
für die Durchführung der jeweils einschlägigen Berufsgesetze 
sowie Aus-, Weiterbildungs- und Prüfungsverordnungen zu­
ständigen Behörde. 

Artikel 2

Änderung des Heilberufsgesetzes


Das Heilberufsgesetz vom 28. April 2003 (GVBl. I S. 126), zu­
letzt geändert durch Gesetz vom 6. Dezember 2006 (GVBl. I 
S. 167), wird wie folgt geändert: 

1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

In der Angabe zu Abschnitt 6 Unterabschnitt 7 wird das 
Wort „Spezifische“ durch das Wort „Besondere“ ersetzt. 

2.	 § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a)	 In Nummer 10 wird Satz 2 gestrichen und der Punkt 
am Satzende durch ein Komma ersetzt. 

b)	 Nummer 11 wird wie folgt gefasst: 

„11. Kammerangehörigen Heilberufsausweise auszu­
geben und sonstige Bescheinigungen auszustel­
len. Sie nehmen für Kammerangehörige und, so­
weit sie einen Berufsausweis benötigen, für die 
bei ihnen tätigen berufsmäßigen Gehilfen die 
Aufgaben nach § 291a Abs. 5a Satz 1 Nr. 1 und 2 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch wahr; dazu 
legen sie gegenüber den Zertifizierungsdienste­
anbietern die Anforderungen fest und gewährleis­
ten durch geeignete Maßnahmen deren Einhal­
tung. Sie können dabei mit anderen Kammern auf 
Landes- und Bundesebene zusammenwirken.“ 

3.	 In § 3 Abs. 4 Satz 1 wird die Angabe „Absatz 3“ durch die 
Angabe „Absatz 2“ ersetzt. 

4.	 § 4 wird wie folgt gefasst: 

„§ 4 

(1) Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäi­
schen Union, Vertragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum oder eines Vertragsstaates, 
dem die Bundesrepublik Deutschland und die Europäische 
Gemeinschaft oder die Bundesrepublik Deutschland und 
die Europäische Union einen entsprechenden Rechtsan­
spruch eingeräumt haben (europäische Staaten), die im 

Geltungsbereich dieses Gesetzes im Rahmen des Dienst­
leistungsverkehrs nach dem Recht der Europäischen Union 
ihren Beruf vorübergehend und gelegentlich im Sinne des 
Artikels 5 Abs. 2 Satz 2 der Richtlinie 2005/36/EG des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates vom 7. September 
2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen 
(ABl. EU Nr. L 255 S. 22, 2007 Nr. L 271 S. 18), zuletzt 
geändert durch Verordnung (EG) Nr. 1430/2007 der Kom­
mission vom 5. Dezember 2007 (ABl. EU Nr. L 320 S. 3), 
ausüben, gehören abweichend von § 3 Abs. 1 Satz 1 den 
Kammern nicht an, solange sie in einem der vorgenannten 
Staaten beruflich niedergelassen sind. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Dienstleistenden haben hin­
sichtlich der Berufsausübung die gleichen Rechte und 
Pflichten wie Kammerangehörige. Die Vorschriften des 
Abschnittes 5 (Berufsausübung) und des Abschnittes 7 
(Berufsgerichtsbarkeit) gelten für sie entsprechend. Sie ha­
ben ihre Dienstleistungen unter den entsprechenden deut­
schen Berufsbezeichnungen oder den von den Kammern 
nach § 35 bestimmten Bezeichnungen zu erbringen. 

(3) Im Falle einer Beschwerde über eine Dienstleistung 
durch die empfangende Person sind die Kammern berech­
tigt, alle für die Durchführung des Beschwerdeverfahrens 
erforderlichen Informationen auch bei den zuständigen Be­
hörden des Niederlassungsstaates einzuholen. Die Kam­
mern unterrichten die beschwerdeführenden Personen über 
das Ergebnis der Beschwerde und im Falle einer berufs­
rechtlichen oder berufsgerichtlichen Maßnahme auch die 
nach § 5 Abs. 4 zuständige Berufszulassungsbehörde. 

(4) Auf Anfragen der zuständigen Behörden eines europäi­
schen Staates nach Absatz 1 über eine Dienstleistungser­
bringung von Kammerangehörigen in diesem Staat haben 
die Kammern die zur Durchführung des Verfahrens erfor­
derlichen Angaben, insbesondere über das Vorliegen be­
rufsrechtlicher oder berufsgerichtlicher Maßnahmen, zu 
machen.“ 

5. 	 § 5 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Wörtern „den Kammer­
angehörigen“ die Wörter „und Dienstleistenden im 
Sinne des § 4 Abs. 1“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden nach den Wörtern „die Kammer­
angehörigen“ die Wörter „und Dienstleistenden im 
Sinne des § 4 Abs. 1“ eingefügt. 

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Wörtern „der Kammer­
angehörigen“ die Wörter „und Dienstleistenden im 
Sinne des § 4 Abs. 1“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden nach den Wörtern „Alle Kammer­
angehörigen“ die Wörter „und Dienstleistenden im 
Sinne des § 4 Abs. 1“ eingefügt. 
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c)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 7. § 36 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die für die Berufszulassung der Berufsangehöri- „Dabei ist das Recht der Europäischen Union, insbesonde­
gen nach § 1 Satz 1 zuständige Behörde (Berufszulas- re die Richtlinie 2005/36/EG, zu beachten.“ 
sungsbehörde) informiert die jeweils zuständige Kam­
mer sowie die untere Gesundheitsbehörde oder die un- 8. § 38 Abs. 5 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
tere Veterinärbehörde, die für den Ort der Berufsaus­
übung zuständig sind, über die Erteilung, das Erlö- „In diesem Fall muss die Gesamtdauer, das Niveau und die 
schen, die Rücknahme, das Ruhen und den Widerruf Qualität den Anforderungen an eine ganztägige Weiterbil­
von Approbationen und Berufserlaubnissen. Die Berufs- dung entsprechen.“ 
zulassungsbehörde übermittelt der Kammer Kopien 
der Meldung nach Artikel 7 Abs. 1 der Richtlinie 9. § 41 Abs. 8 und 9 wird aufgehoben. 
2005/36/EG und der der Meldung beigefügten Doku­
mente. Die Berufszulassungsbehörde unterrichtet die 10. Nach § 41 wird folgender § 41a eingefügt: 
Kammer auch über Auskünfte durch Aufnahmemit­
gliedstaaten nach Artikel 56 Abs. 2 der Richtlinie „§ 41a 
2005/36/EG.“ 

(1) Staatsangehörige eines europäischen Staates im Sinne 
d) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze 4 und 5 einge- des § 4 Abs. 1, mit einem fachbezogenen Diplom, einem 

fügt: Prüfungszeugnis oder einem sonstigen fachlichen Weiter­
bildungsnachweis, die nach dem Recht der Europäischen 

„(4) Die Kammern und die Berufszulassungsbehörde Union automatisch anzuerkennen sind oder einer solchen 
sind nach Maßgabe der Artikel 8 und 56 Abs. 1 der Anerkennung aufgrund erworbener Rechte nach dem Recht 
Richtlinie 2005/36/EG zur engen Zusammenarbeit mit der Europäischen Union, insbesondere nach Artikel 23 der 
den zuständigen Behörden des Herkunfts- und Aufnah- Richtlinie 2005/36/EG, gleichstehen, erhalten auf Antrag 
memitgliedstaates und zur Leistung von Amtshilfe ver- die entsprechende Anerkennung nach § 37 Abs. 1 Satz 1. 
pflichtet und haben dabei die Vertraulichkeit der ausge­
tauschten Informationen sicherzustellen. Die Berufszu- (2) Staatsangehörige eines europäischen Staates im Sinne 
lassungsbehörde unterrichtet die zuständigen Behörden des § 4 Abs. 1 müssen unter den Voraussetzungen des Ab-
des Herkunfts- und Aufnahmemitgliedstaates nach Ar- satzes 3 oder des Absatzes 4 einen höchstens dreijährigen 
tikel 56 Abs. 2 der Richtlinie 2005/36/EG über das Vor- Anpassungslehrgang absolvieren oder eine Eignungsprü­
liegen strafrechtlicher Sanktionen, über die Rücknah- fung unter Berücksichtigung von Artikel 3 Abs. 1 Buchsta­
me, den Widerruf und die Anordnung des Ruhens der be h der Richtlinie 2005/36/EG ablegen (Anpassungsmaß-
Approbation oder Erlaubnis, über die Untersagung der nahmen), wenn die Dauer ihrer Weiterbildung mindestens 
Ausübung der Tätigkeit und über Tatsachen, die eine ein Jahr hinter der von der Kammer festgesetzten Weiter-
dieser Sanktionen oder Maßnahmen rechtfertigen wür- bildungszeit zurückbleibt oder sich die Inhalte der Weiter­
den. Dabei sind die Rechtsvorschriften über den Schutz bildung wesentlich von denen der durch die Kammer be­
personenbezogener Daten zu beachten. stimmten Weiterbildung unterscheiden. Bei der Entschei­

dung über eine Anpassungsmaßnahme ist zu prüfen, ob die 
(5) Die Kammern unterrichten die Berufszulassungs- von der antragstellenden Person bei ihrer beruflichen Tätig­
behörden über die Verletzung von Berufspflichten, wenn keit erworbenen Kenntnisse den wesentlichen Unterschied 
das Verhalten der Kammerangehörigen oder Dienst- ganz oder teilweise ausgleichen können. 
leistenden geeignet ist, Zweifel an deren Eignung in 
gesundheitlicher Hinsicht, an deren Würdigkeit oder (3) Zwischen den Anpassungsmaßnahmen können Staats-
Zuverlässigkeit hervorzurufen, und über Maßnahmen, angehörige eines europäischen Staates nach § 4 Abs. 1 
die sie aufgrund von Auskünften nach Artikel 56 Abs. 2 wählen, 
der Richtlinie 2005/36/EG ergriffen haben.“ 

1. die eine Weiterbildung in einem europäischen Staat 
e) Der bisherige Absatz 4 wird aufgehoben. nach § 4 Abs. 1 abgeschlossen haben, die nach dem 

Recht der Europäischen Union nicht automatisch aner­
f)	 Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und wie folgt ge- kannt ist oder einer solchen Anerkennung nicht gleich­

ändert: steht, 

In Satz 1 wird die Angabe „Absatz 1 bis 4“ durch die 2. die in einem Drittstaat eine Weiterbildung, die durch ei-
Angabe „Absatz 1 bis 5“ ersetzt. nen europäischen Staat nach § 4 Abs. 1 anerkannt wor­

den ist, abgeschlossen haben, wenn eine dreijährige Tä­
6.	 Dem § 34 Abs. 4 werden folgende Sätze 3 und 4 angefügt: tigkeit in dem jeweiligen Gebiet, Teilgebiet oder Be­

reich im Hoheitsgebiet des Staates, der die Weiterbil­
„Innerhalb eines Monats nach Zustellung kann gegen die Rü- dung anerkannt hat, durch diesen bescheinigt wird, oder 
ge Beschwerde beim Berufsgericht erhoben werden. Die Be­
schwerde hat die Wirkung eines Antrages nach § 69 Abs. 2.“ 3. wenn sie die Anforderungen an die erworbenen Rechte 
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nach dem Recht der Europäischen Union deshalb nicht 
erfüllen, weil die erforderliche Berufspraxis nicht nach­
gewiesen wird. 

Abweichend vom Grundsatz der freien Wahl nach Satz 1 
müssen Ärztinnen und Ärzte sowie Zahnärztinnen und 
Zahnärzte eine Eignungsprüfung ablegen. 

(4) Erfüllt eine Weiterbildung die Kriterien einer gemeinsa­
men Plattform im Sinne von Artikel 15 Abs. 1 der Richtli­
nie 2005/36/EG, ist auf Ausgleichsmaßnahmen zu verzich­
ten. 

(5) Spätestens einen Monat nach Zugang haben die Kam­
mern den Eingang der Anträge auf Anerkennung von in an­
deren europäischen Staaten erworbenen Berufsqualifika­
tionen zu bestätigen und die antragstellenden Personen auf 
fehlende Unterlagen hinzuweisen. Entscheidungen über die 
Anerkennung von Qualifikationen nach Absatz 1 sind spä­
testens innerhalb von drei Monaten und Entscheidungen 
nach den Absätzen 2 und 3 innerhalb von vier Monaten 
nach Zugang der vollständigen Antragsunterlagen zu tref­
fen. 

(6) Die Kammern haben der zuständigen Behörde eines eu­
ropäischen Staates im Sinne des § 4 Abs. 1 auf Ersuchen 
die Daten mitzuteilen, die für die Zulassung als Fachärztin 
oder Facharzt und für die Zulassung als Fachzahnärztin 
oder Fachzahnarzt in diesem Staat erforderlich sind. Soweit 
es erforderlich ist, haben die Kammern nach entsprechen­
der Prüfung zu bestätigen, dass die Mindestanforderungen 
an die Weiterbildung nach dem Recht der Europäischen 
Union erfüllt sind. Die Kammern dürfen ihrerseits von den 
zuständigen Behörden eines der vorgenannten Staaten Aus­
künfte nach Satz 1 einholen, wenn berechtigte Zweifel an 
der Richtigkeit der Angaben der antragstellenden Person 
bestehen.“ 

11. § 43 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 3 wird aufgehoben. 

b)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. 

12. In der Überschrift zu Abschnitt 6 Unterabschnitt 7 wird das 
Wort „Spezifische“ durch das Wort „Besondere“ ersetzt. 

13. § 53 wird wie folgt gefasst: 

„§ 53 

Die besondere Ausbildung in der Allgemeinmedizin nach 
Artikel 28 der Richtlinie 2005/36/EG wird als ärztliche 
Weiterbildung durchgeführt. Sie beträgt mindestens drei 
Jahre. Das Nähere über die besondere Ausbildung in der 
Allgemeinmedizin regelt die Landesärztekammer in ihrer 
Weiterbildungsordnung unter Berücksichtigung der die be­
sondere Ausbildung in der Allgemeinmedizin betreffenden 
Vorgaben der Richtlinie 2005/36/EG. Sie kann längere 
Weiterbildungszeiten festlegen.“ 

14. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) 	 In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „spezifische“ durch 
das Wort „besondere“ ersetzt. 

b) 	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Wer einen Ausbildungsnachweis über die besonde­
re Ausbildung in der Allgemeinmedizin nach Artikel 28 
der Richtlinie 2005/36/EG oder einen Befähigungs­
nachweis über die spezifische Ausbildung in der Allge­
meinmedizin nach den jeweils einschlägigen Richtli­
nien der Europäischen Union erworben hat, erhält auf 
Antrag ein Zeugnis nach Absatz 1 Satz 1 und 2.“ 

15. § 55 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Auf Antrag werden in einem anderen europäischen Staat 
im Sinne des § 4 Abs. 1 zurückgelegte Zeiten der besonde­
ren Ausbildung in der Allgemeinmedizin auf die Ausbil­
dung nach § 53 angerechnet, wenn eine Bescheinigung der 
zuständigen Behörde des vorgenannten Staates vorliegt, 
aus der sich neben der Art der Ausbildungseinrichtung, der 
Fachrichtung und der Ausbildungsdauer ergibt, dass die 
Ausbildung nach dem Recht eines europäischen Staates im 
Sinne des § 4 Abs. 1 in Ausführung von Artikel 28 der 
Richtlinie 2005/36/EG erfolgt ist. 

16. In § 57 Abs. 1 und 2 werden jeweils das Wort „spezifische“ 
durch das Wort „besondere“ und das Wort „In-Kraft-Tre­
ten“ durch das Wort „Inkrafttreten“ ersetzt. 

17. § 58 wird wie folgt geändert: 

a)	 Dem Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Der Berufsgerichtsbarkeit unterliegen auch Berufs­
pflichtverletzungen, die Kammerangehörige während 
ihrer Zugehörigkeit zu einer vergleichbaren Berufsver­
tretung in der Bundesrepublik Deutschland begangen 
haben, sofern diese nicht bereits dort verhandelt wor­
den sind.“ 

b)	 In Absatz 2 wird das Wort „Dies“ durch die Angabe 
„Absatz 1“ ersetzt. 

Artikel 3

Änderung des Gesetzes über die Weiterbildung


in den Fachberufen des Gesundheitswesens


Das Gesetz über die Weiterbildung in den Fachberufen des Ge­
sundheitswesens vom 18. März 1994 (GVBl. I S. 62) wird wie 
folgt geändert: 

1.	 § 4 wird wie folgt geändert: 

a) 	 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 werden die Wörter „den vorgesehe­
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nen Weiterbildungslehrgang“ durch die Wörter Artikel 4 
„die vorgesehene Weiterbildung“ ersetzt. Änderung des Brandenburgischen 

Krankenpflegehilfegesetzes 
bb) In Nummer 3 wird das Wort „Prüfung“ durch das 

Wort „Abschlussprüfung“ ersetzt. Das Brandenburgische Krankenpflegehilfegesetz vom 26. Mai 
2004 (GVBl. I S. 244) wird wie folgt geändert: 

b) In Absatz 2 Nr. 2 wird das Wort „Weiterbildungsprü­
fung“ durch das Wort „Abschlussprüfung“ ersetzt. 1. § 2 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

c)	 Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: „(3) Die in einem anderen Land der Bundesrepublik Deutsch­
land erteilte Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeichnung 

„(4) Eine außerhalb der Bundesrepublik Deutschland in einem landesrechtlich geregelten Beruf der Gesundheits­
erworbene abgeschlossene Weiterbildung erfüllt die und Krankenpflegehilfe, für den eine Ausbildungsdauer in 
Voraussetzungen nach diesem Gesetz, wenn die Gleich- Vollzeitform von mindestens zwölf Monaten vorgeschrie­
wertigkeit des Weiterbildungsstandes gegeben ist. Das ben ist, erfüllt die Voraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 1. Ei-
Nähere hierzu regelt das Brandenburgische Gesund- ne außerhalb der Bundesrepublik Deutschland erworbene 
heitsberufeanerkennungsgesetz vom 11. Juni 2008 abgeschlossene Ausbildung erfüllt die Voraussetzungen 
(GVBl. I S. 134).“ nach Absatz 1 Nr. 1, wenn die Gleichwertigkeit des Ausbil­

dungsstandes gegeben ist. Das Nähere hierzu regelt das 
2.	 § 6 wird wie folgt geändert: Brandenburgische Gesundheitsberufeanerkennungsgesetz 

vom 11. Juni 2008 (GVBl. I S. 134).“

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt:


2. In § 6 Abs. 1 wird die Angabe „§ 8“ durch die Angabe „§ 8 
„Sie kann in modularer Form durchgeführt werden, wenn Abs. 1“ ersetzt. 
die entsprechende Weiterbildungsverordnung dieses zu­
lässt.“ 3. In § 7 Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe „§ 8“ durch die Angabe 

„§ 8 Abs. 1“ ersetzt. 
b)	 In Absatz 5 werden nach dem Wort „Vollzeitunterricht“


die Wörter „und bei modularen Weiterbildungen“ ein- 4. § 8 wird wie folgt geändert:

gefügt.


a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.

c) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt:


b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 angefügt: 
„(6) Lehrgänge in modularer Form werden in der Regel 
berufsbegleitend durchgeführt. Alle Module können „(2) Das für Gesundheit zuständige Mitglied der Lan­
einzeln absolviert werden. Sie sind in sich abgeschlos- desregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
sen und bauen nicht aufeinander auf. Jedes Modul en- das Nähere zu den Mindestanforderungen nach § 4 
det mit einer vorgeschriebenen Prüfungsleistung, über Abs. 3 zu bestimmen.“ 
die ein Zeugnis erteilt wird. Die Prüfung in einem nicht 
erfolgreich abgeschlossenen Modul kann einmal wieder­
holt werden. Module für die jeweilige Fachweiterbil­
dung sind in der Rechtsverordnung nach § 9 Abs. 1 Artikel 5 
festgelegt.“ Änderung des Gesetzes über die Ausübung 

des Berufes der Hebamme und des Entbindungspflegers 
3.	 § 7 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: im Land Brandenburg 

„(1) Die Weiterbildung schließt mit einer Prüfung ab. Die § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Ausübung des Berufes der Heb-
Abschlussprüfung eines Weiterbildungslehrgangs soll aus amme und des Entbindungspflegers im Land Brandenburg vom 
einem schriftlichen, einem praktischen und einem münd- 19. Oktober 1993 (GVBl. I S. 460) wird wie folgt geändert: 
lichen Teil bestehen. Die Abschlussprüfung einer modula­
ren Weiterbildung soll als mündliche Prüfung durchgeführt 1. Nach dem Wort „Rechtsverordnung“ werden die Wörter „un­
werden. Sie setzt voraus, dass in einem Zeitraum von vier ter Beachtung der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen 
Jahren alle Module für die jeweilige Fachweiterbildung mit Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 über die 
mindestens ausreichenden Leistungen abgeschlossen wur- Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. EU Nr. L 255 
den.“ S. 22, 2007 Nr. L 271 S. 18), zuletzt geändert durch Verord­

nung (EG) Nr. 1430/2007 der Kommission vom 5. Dezember 
4.	 In § 13 Abs. 2 wird die Angabe „5 000 Deutsche Mark“ 2007 (ABl. EU Nr. L 320 S. 3),“ eingefügt. 

durch die Angabe „2 500 Euro“ und die Angabe 
„50 000 Deutsche Mark“ durch die Angabe „25 000 Euro“ 2. In Nummer 4 wird das Wort „Fortbildung“ durch das Wort 
ersetzt. „Fortbildungspflicht“ ersetzt. 
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Artikel 6 3. § 4 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
Änderung der Berufsordnung für Hebammen und 

Entbindungspfleger im Land Brandenburg „Die Voraussetzungen für die Zulassung zur Weiterbildung 
nach dieser Verordnung sind 

Die Berufsordnung für Hebammen und Entbindungspfleger im 
Land Brandenburg vom 8. November 1995 (GVBl. II S. 702) 1. eine abgeschlossene Berufsausbildung in der Gesund­
wird wie folgt geändert: heits- und Krankenpflege, Gesundheits- und Kinderkran­

kenpflege oder Altenpflege und 
1. § 1 wird wie folgt gefasst: 

2. eine mindestens zweijährige Tätigkeit im erlernten Pfle­
„§ 1 geberuf, davon mindestens ein Jahr in der ambulanten 

Geltungsbereich Pflege.“ 

Diese Verordnung gilt für Hebammen und Entbindungs- 4. § 6 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 
pfleger, die im Land Brandenburg ihren Beruf ausüben. Sie 
gilt auch für Hebammen und Entbindungspfleger, die als „1. die Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeichnung als 
Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Gesundheits- und Krankenpflegerin oder Gesundheits-
Union, eines Vertragsstaates des Abkommens über den Eu- und Krankenpfleger, Gesundheits- und Kinderkranken­
ropäischen Wirtschaftsraum oder eines Vertragsstaates, dem pflegerin oder Gesundheits- und Kinderkrankenpfle­
die Bundesrepublik Deutschland und die Europäische Ge- ger, Altenpflegerin oder Altenpfleger in beglaubigter 
meinschaft oder die Bundesrepublik Deutschland und die Abschrift oder Ablichtung,“ 
Europäische Union vertraglich einen entsprechenden Rechts­
anspruch eingeräumt haben, im Geltungsbereich dieses Ge- 5. § 16 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 
setzes im Rahmen des Dienstleistungsverkehrs nach dem 
Recht der Europäischen Union ihren Beruf vorübergehend „(1) Die Berechtigung zum Führen der Weiterbildungsbe­
und gelegentlich ausüben, ohne hier eine berufliche Nie- zeichnung 
derlassung zu haben.“ 

,Fachgesundheits- und Krankenpflegerin für ambulante Pfle­
2. In § 4 Abs. 1 wird die Angabe „§ 1 Abs. 1“ durch die Anga-	 ge‘, 

be „§ 2 Abs. 1“ ersetzt.	 ,Fachgesundheits- und Krankenpfleger für ambulante Pfle­
ge‘, 

3.	 Die Überschrift zu § 7 wird wie folgt gefasst: ,Fachgesundheits- und Kinderkrankenpflegerin für ambu­
lante Pflege‘ oder 

„§ 7 ,Fachgesundheits- und Kinderkrankenpfleger für ambulan-
Fortbildungspflicht“ te Pflege‘ 

erhält, wer die nach dieser Verordnung vorgeschriebene 
Weiterbildung abgeschlossen und die Prüfung bestanden hat.“ 

Artikel 7

Änderung der Ambulanten 


Pflege-Weiterbildungsverordnung

Artikel 8 

Die Ambulante Pflege-Weiterbildungsverordnung vom 21. April Änderung der Onkologischen 
1997 (GVBl. II S. 317) wird wie folgt geändert: Pflege-Weiterbildungsverordnung 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:	 Die Onkologische Pflege-Weiterbildungsverordnung vom 8. Ja­
nuar 2003 (GVBl. II S. 26) wird wie folgt geändert: 

„Weiterbildungs- und Prüfungsverordnung für Gesundheits­
und Krankenpflegerinnen, Gesundheits- und Krankenpfle- 1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
ger, Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen, Ge­
sundheits- und Kinderkrankenpfleger sowie Altenpflege- „Weiterbildungs- und Prüfungsverordnung für Gesundheits­
rinnen und Altenpfleger in der ambulanten Pflege (Ambu- und Krankenschwestern, Gesundheits- und Krankenpfle­
lante Pflege-Weiterbildungsverordnung – APWBV)“ ger, Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen und Ge­

sundheits- und Kinderkrankenpfleger in der Onkologie (On­
2. § 3 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 	 kologische Pflege-Weiterbildungsverordnung – OnkPWBV)“ 

„Die Weiterbildung muss von einer Fachkraft mit einem 2. § 3 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
Abschluss in einem Pflegeberuf und einem entsprechenden 
Masterabschluss für den theoretischen sowie praktischen „Die Weiterbildung muss von einer Fachkraft mit dem Ab-
Unterricht oder einem gleichwertigen Abschluss, insbeson- schluss in der Gesundheits- und Krankenpflege oder der 
dere auf dem Gebiet der Medizinpädagogik oder Pflegepä- Gesundheits- und Kinderkrankenpflege und einem entspre­
dagogik hauptamtlich geleitet werden.“ chenden Masterabschluss für den theoretischen sowie prak­
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tischen Unterricht oder einem gleichwertigen Abschluss, ins­
besondere auf dem Gebiet der Medizinpädagogik oder Pfle­
gepädagogik hauptamtlich geleitet werden.“ 

3.	 § 4 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Voraussetzungen für die Zulassung zur Weiterbildung 
nach dieser Verordnung sind 

1.	 eine abgeschlossene Berufsausbildung in der Gesund­
heits- und Krankenpflege oder Gesundheits- und Kin­
derkrankenpflege und 

2.	 eine in der Regel zweijährige Tätigkeit im erlernten 
Pflegeberuf, davon mindestens sechs Monate in der on­
kologischen Pflege.“ 

4.	 § 6 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. die Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeichnung als 
Gesundheits- und Krankenpflegerin oder Gesundheits­
und Krankenpfleger, Gesundheits- und Kinderkranken­
pflegerin oder Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger 
in beglaubigter Abschrift oder Ablichtung,“ 

5.	 § 16 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Berechtigung zum Führen der Weiterbildungsbe­
zeichnung 

,Fachgesundheits- und Krankenpflegerin für onkologische 
Pflege‘, 
,Fachgesundheits- und Krankenpfleger für onkologische Pfle­
ge‘, 
,Fachgesundheits- und Kinderkrankenpflegerin für onkolo­
gische Pflege‘ oder 
,Fachgesundheits- und Kinderkrankenpfleger für onkologi­
sche Pflege‘ 

erhält, wer die nach dieser Verordnung vorgeschriebene 
Weiterbildung abgeschlossen und die Prüfung bestanden 
hat.“ 

Artikel 9

Änderung der Intensivpflege- und


Anästhesie-Weiterbildungsverordnung


§ 3 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 der Intensivpflege- und Anästhesie-
Weiterbildungsverordnung vom 26. Februar 2004 (GVBl. II 
S. 246) wird wie folgt gefasst: 

„Die Weiterbildung muss von einer Fachkraft mit dem Ab­
schluss in der Gesundheits- und Krankenpflege oder Gesund­
heits- und Kinderkrankenpflege und einem entsprechenden 
Masterabschluss für den theoretischen sowie praktischen Unter­
richt oder einem gleichwertigen Abschluss, insbesondere auf 
dem Gebiet der Medizinpädagogik oder Pflegepädagogik haupt­
amtlich geleitet und einschlägig fachärztlich begleitet werden.“ 

Artikel 10

Änderung der Operationsdienst-


Weiterbildungsverordnung


§ 3 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 der Operationsdienst-Weiterbildungs­
verordnung vom 9. September 2004 (GVBl. II S. 792) wird wie 
folgt gefasst: 

„Die Weiterbildung muss von einer Fachkraft mit dem Ab­
schluss in der Gesundheits- und Krankenpflege oder Gesund­
heits- und Kinderkrankenpflege und einem entsprechenden Mas­
terabschluss für den theoretischen sowie praktischen Unterricht 
oder einem gleichwertigen Abschluss, insbesondere auf dem 
Gebiet der Medizinpädagogik oder Pflegepädagogik, haupt­
amtlich geleitet werden.“ 

Artikel 11

Inkrafttreten


Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 11. Juni 2008 

Der Präsident

des Landtages Brandenburg


Gunter Fritsch


Gesetz

zu dem Zehnten Staatsvertrag vom 19. Dezember 2007


zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge

(Zehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)


Vom 11. Juni 2008 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Dem am 19. Dezember 2007 vom Land Brandenburg unter­
zeichneten Zehnten Staatsvertrag zur Änderung rundfunk­
rechtlicher Staatsverträge (Zehnter Rundfunkänderungsstaats­
vertrag) wird zugestimmt. Der Staatsvertrag wird nachstehend 
veröffentlicht. 

§ 2 

(1) § 1 tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Zehnte Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
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nach seinem Artikel 6 Abs. 3 in Kraft tritt, ist im Gesetz- und c) Es wird folgender neuer § 19a eingefügt: 
Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil I bekannt zu 
geben. „§ 19a Digitalisierung“. 

d) Der bisherige 1. Unterabschnitt des III. Abschnittes 
wird wie folgt neu gefasst: 

Potsdam, den 11. Juni 2008 
„1. Unterabschnitt 
Grundsätze“. 

Der Präsident 
des Landtages Brandenburg e) Es wird folgender neuer § 20a eingefügt: 

Gunter Fritsch „§ 20a Erteilung einer Zulassung für Veranstalter von 
bundesweit verbreitetem Rundfunk“. 

f) Nach § 20a wird folgender neuer 2. Unterabschnitt ein-
Zehnter Staatsvertrag gefügt: 

zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Zehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) „2. Unterabschnitt 

Verfahrensrechtliche Vorschriften“. 

Das Land Baden-Württemberg, g) Der bisherige 2. Unterabschnitt des III. Abschnittes 
der Freistaat Bayern, wird der neue 3. Unterabschnitt. 
das Land Berlin, 
das Land Brandenburg, h) Der bisherige 3. Unterabschnitt des III. Abschnittes 
die Freie Hansestadt Bremen, wird der neue 4. Unterabschnitt und wie folgt neu ge­
die Freie und Hansestadt Hamburg, fasst: 
das Land Hessen, 
das Land Mecklenburg-Vorpommern, „4. Unterabschnitt 
das Land Niedersachsen, Organisation der Medienaufsicht, Finanzierung 
das Land Nordrhein-Westfalen, 
das Land Rheinland-Pfalz, § 35 Organisation 
das Saarland, § 36 Zuständigkeiten, Aufgaben 
der Freistaat Sachsen, § 37 Verfahren bei Zulassung, Zuweisung 
das Land Sachsen-Anhalt, § 38 Anzeige, Aufsicht, Rücknahme, Widerruf 
das Land Schleswig-Holstein und § 39 Anwendungsbereich 
der Freistaat Thüringen § 39a Zusammenarbeit 

§ 40 Finanzierung besonderer Aufgaben“. 
schließen nachstehenden Staatsvertrag: 

i) Die bisherigen 4. bis 6. Unterabschnitte des III. Ab­
schnittes werden die neuen 5. bis 7. Unterabschnitte. 

Artikel 1 
Änderung des Rundfunkstaatsvertrages j) Der V. Abschnitt wird wie folgt neu gefasst: 

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt geän­ „V. Abschnitt 
dert durch den Neunten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom Plattformen, Übertragungskapazitäten 
31. Juli bis 10. Oktober 2006, wird wie folgt geändert: 

§ 50 Grundsatz 
1. Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst: § 51 Zuordnung von drahtlosen Übertragungskapa­

zitäten 
„Staatsvertrag für Rundfunk und Telemedien (Rundfunk­ § 51a Zuweisung von drahtlosen Übertragungskapa­
staatsvertrag – RStV)“. zitäten an private Anbieter durch die zuständi­

ge Landesmedienanstalt 
2. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: § 51b Weiterverbreitung 

§ 52 Plattformen 
a) Es wird folgender neuer § 8a eingefügt: § 52a Regelungen für Plattformen 

§ 52b Belegung von Plattformen 
„§ 8a Gewinnspiele“. § 52c Technische Zugangsfreiheit 

§ 52d Entgelte, Tarife 
b) Es wird folgender neuer § 9b eingefügt: § 52e Vorlage von Unterlagen, Zusammenarbeit mit 

der Regulierungsbehörde für Telekommunika­
„§ 9b Verbraucherschutz“. tion 
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§ 52f Maßnahmen durch die zuständige Landesme- 17. Oktober 1989, S. 23), zuletzt geändert durch die Richt­
dienanstalt linie 97/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

§ 53 Satzungen, Richtlinien (ABl. L 202 vom 30. Juli 1997, S. 60), bei innergemein­
§ 53a Überprüfungsklausel schaftlichen Verstößen entsprechend.“ 
§ 53b Bestehende Zulassungen, Zuordnungen, Zuwei­

sungen, Anzeige von bestehenden Plattformen“. 6. In § 16 Abs. 4 werden die Worte „Pflichthinweise im Sinne 
des Heilmittelwerbegesetzes“ ersetzt durch die Worte „ge­

k) § 58 wird wie folgt neu gefasst: setzliche Pflichthinweise“ und die Worte „im Sinne der Ab­
sätze 1 bis 3“ gestrichen.


„§ 58 Werbung, Sponsoring, Gewinnspiele“.

7.	 § 16a wird wie folgt geändert: 

3.	 In § 2 Abs. 2 Nr. 9 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt 
und werden folgende neue Nummern 10 und 11 angefügt: a) Satz 1 wird wie folgt neu gefasst: 

„10. Anbieter einer Plattform, wer auf digitalen Übertra- „Die in der ARD zusammengeschlossenen Landes­
gungskapazitäten oder digitalen Datenströmen Rund- rundfunkanstalten und das ZDF erlassen Richtlinien 
funk und vergleichbare Telemedien (Telemedien, die zur Durchführung der §§ 7, 8, 8a, 15 und 16; in der 
an die Allgemeinheit gerichtet sind) auch von Dritten Richtlinie zu § 8a sind insbesondere die Bedingungen 
mit dem Ziel zusammenfasst, diese Angebote als Ge- zur Teilnahme Minderjähriger näher zu bestimmen.“ 
samtangebot zugänglich zu machen oder wer über die 
Auswahl für die Zusammenfassung entscheidet; Platt- b) Es wird folgender neuer Satz 3 angefügt: 
formanbieter ist nicht, wer Rundfunk oder vergleich­
bare Telemedien ausschließlich vermarktet, „Sätze 1 und 2 gelten für Richtlinien des Deutschland­

radios zu § 8a entsprechend.“ 
11.	 Rundfunkveranstalter, wer ein Rundfunkprogramm un­


ter eigener inhaltlicher Verantwortung anbietet.“ 8. Es wird folgender neuer § 19a eingefügt:


4.	 Es wird folgender neuer § 8a eingefügt: „§ 19a 
Digitalisierung 

„§ 8a 
Gewinnspiele	 Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk­

anstalten, das ZDF und das Deutschlandradio können ih­
(1) Gewinnspielsendungen und Gewinnspiele sind zuläs- rem gesetzlichen Auftrag durch Nutzung aller Übertragungs­
sig. Sie unterliegen dem Gebot der Transparenz und des wege nachkommen. Sie sind berechtigt, zu angemessenen 
Teilnehmerschutzes. Sie dürfen nicht irreführen und den Bedingungen die analoge terrestrische Versorgung schritt-
Interessen der Teilnehmer nicht schaden. Insbesondere ist weise einzustellen, um Zug um Zug den Ausbau und die 
im Programm über die Kosten der Teilnahme, die Teilnah- Zuweisung digitaler terrestrischer Übertragungskapazitäten 
meberechtigung, die Spielgestaltung sowie über die Auflö- zu ermöglichen. Die analoge terrestrische Fernsehversor­
sung der gestellten Aufgabe zu informieren. Die Belange gung kann auch dann eingestellt werden, wenn der Emp­
des Jugendschutzes sind zu wahren. Für die Teilnahme darf fang der Programme über einen anderen Übertragungsweg 
nur ein Entgelt bis zu 0,50 Euro verlangt werden; § 13 Abs. 1 gewährleistet ist.“ 
Satz 3 bleibt unberührt. 

9.	 Die Überschrift des 1. Unterabschnittes des III. Abschnittes 
(2) Der Veranstalter hat der für die Aufsicht zuständigen wird wie folgt neu gefasst:

Stelle auf Verlangen alle Unterlagen vorzulegen und Aus­

künfte zu erteilen, die zur Überprüfung der ordnungsgemä- „1. Unterabschnitt

ßen Durchführung der Gewinnspielsendungen und Gewinn- Grundsätze“.

spiele erforderlich sind.“


10. § 20 wird wie folgt geändert: 
5.	 Es wird folgender neuer § 9b eingefügt: 

a) Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst: 
„§ 9b 

Verbraucherschutz „(1) Private Veranstalter bedürfen zur Veranstaltung von 
Rundfunk einer Zulassung. Unbeschadet der Bestim-

Mit Ausnahme der §§ 2, 9 und 12 gelten die Regelungen mungen der §§ 21 bis 39a richtet sich die Zulassung ei-
des EG-Verbraucherschutzdurchsetzungsgesetzes hinsicht- nes Veranstalters von bundesweit verbreitetem Rund­
lich der Bestimmungen dieses Staatsvertrages zur Umset- funk nach § 20a; im Übrigen richtet sich die Zulas­
zung der Artikel 10 bis 21 der Richtlinie 89/552/EWG des sung nach Landesrecht. In der Zulassung für Veranstal-
Rates vom 3. Oktober 1989 zur Koordinierung bestimmter ter bundesweit verbreiteter Programme ist die Pro-
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten grammkategorie (Voll- oder Spartenprogramm) festzu­
über die Ausübung der Fernsehtätigkeit (ABl. L 298 vom legen.“ 
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b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „nach Landesrecht“ ge­
strichen. 

bb) In Satz 2 werden die Worte „im Einvernehmen mit 
allen Landesmedienanstalten“ gestrichen. 

11. Es wird folgender neuer § 20a eingefügt: 

„§ 20a

Erteilung einer Zulassung für Veranstalter

von bundesweit verbreitetem Rundfunk


(1) Eine Zulassung darf nur an eine natürliche oder juristi­
sche Person erteilt werden, die 

1.	 unbeschränkt geschäftsfähig ist, 

2.	 die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, nicht 
durch Richterspruch verloren hat, 

3.	 das Grundrecht der freien Meinungsäußerung nicht 
nach Artikel 18 des Grundgesetzes verwirkt hat, 

4.	 als Vereinigung nicht verboten ist, 

5.	 ihren Wohnsitz oder Sitz in der Bundesrepublik Deutsch­
land, einem sonstigen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkom­
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum hat und 
gerichtlich verfolgt werden kann, 

6.	 die Gewähr dafür bietet, dass sie unter Beachtung der 
gesetzlichen Vorschriften und der auf dieser Grundlage 
erlassenen Verwaltungsakte Rundfunk veranstaltet. 

(2) Die Voraussetzungen nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 und 6 
müssen bei juristischen Personen von den gesetzlichen 
oder satzungsmäßigen Vertretern erfüllt sein. Einem Veran­
stalter in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft darf nur 
dann eine Zulassung erteilt werden, wenn in der Satzung 
der Aktiengesellschaft bestimmt ist, dass die Aktien nur als 
Namensaktien oder als Namensaktien und stimmrechtslose 
Vorzugsaktien ausgegeben werden dürfen. 

(3) Eine Zulassung darf nicht erteilt werden an juristische 
Personen des öffentlichen Rechts mit Ausnahme von Kir­
chen und Hochschulen, an deren gesetzliche Vertreter und 
leitende Bedienstete sowie an politische Parteien und Wäh­
lervereinigungen. Gleiches gilt für Unternehmen, die im 
Verhältnis eines verbundenen Unternehmens im Sinne des 
§ 15 des Aktiengesetzes zu den in Satz 1 Genannten stehen. 
Die Sätze 1 und 2 gelten für ausländische öffentliche oder 
staatliche Stellen entsprechend.“ 

12. Nach § 20a wird folgende neue Überschrift eingefügt: 

„2. Unterabschnitt 
Verfahrensrechtliche Vorschriften“. 

13. Der bisherige 2. Unterabschnitt des III. Abschnittes wird 
der neue 3. Unterabschnitt. 

14. In § 26 Abs. 4 Satz 1 wird die Verweisung auf „§ 35 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1“ ersetzt durch die Verweisung auf „§ 35 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 3“. 

15. In § 31 Abs. 2 Satz 4 werden die Worte „unter den Voraus­
setzungen des § 36 Abs. 2“ gestrichen. 

16. Der bisherige 3. Unterabschnitt des III. Abschnittes wird 
der neue 4. Unterabschnitt und wie folgt neu gefasst: 

„4. Unterabschnitt

Organisation der Medienaufsicht, Finanzierung


§ 35 
Organisation 

(1) Die Aufgaben nach § 36 obliegen der zuständigen Lan­
desmedienanstalt. Sie trifft entsprechend den Bestimmun­
gen dieses Staatsvertrages die jeweiligen Entscheidungen. 

(2) Zur Erfüllung der Aufgaben nach Absatz 1 und nach 
den Bestimmungen des Jugendmedienschutz-Staatsvertra­
ges bestehen: 

1.	 Die Kommission für Zulassung und Aufsicht (ZAK), 

2.	 die Gremienvorsitzendenkonferenz (GVK), 

3.	 die Kommission zur Ermittlung der Konzentration im 
Medienbereich (KEK) und 

4.	 die Kommission für Jugendmedienschutz (KJM). 

Diese dienen der jeweils zuständigen Landesmedienanstalt 
als Organe bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 36. 

(3) Die Landesmedienanstalten entsenden jeweils den nach 
Landesrecht bestimmten gesetzlichen Vertreter in die ZAK; 
eine Vertretung im Fall der Verhinderung ist durch den 
ständigen Vertreter zulässig. Die Tätigkeit der Mitglieder 
der ZAK ist unentgeltlich. 

(4) Die GVK setzt sich zusammen aus dem jeweiligen 
Vorsitzenden des plural besetzten Beschlussgremiums der 
Landesmedienanstalten; eine Vertretung im Fall der Ver­
hinderung durch den stellvertretenden Vorsitzenden ist zu­
lässig. Die Tätigkeit der Mitglieder der GVK ist unentgelt­
lich. 

(5) Die KEK besteht aus 

1.	 sechs Sachverständigen des Rundfunk- und des Wirt­
schaftsrechts, von denen drei die Befähigung zum 
Richteramt haben müssen, und 

2.	 sechs nach Landesrecht bestimmten gesetzlichen Ver­
tretern der Landesmedienanstalten. 
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Die Mitglieder nach Satz 1 Nr. 1 der KEK und zwei Ersatz­
mitglieder für den Fall der Verhinderung eines dieser Mit­
glieder werden von den Ministerpräsidenten der Länder für 
die Dauer von fünf Jahren einvernehmlich berufen. Von der 
Mitgliedschaft nach Satz 2 ausgeschlossen sind Mitglieder 
und Bedienstete der Institutionen der Europäischen Union, 
der Verfassungsorgane des Bundes und der Länder, Gre­
mienmitglieder und Bedienstete von Landesrundfunkanstal­
ten der ARD, des ZDF, des Deutschlandradios, des Europäi­
schen Fernsehkulturkanals ‚Arte’, der Landesmedienanstal­
ten, der privaten Rundfunkveranstalter und Plattformanbie­
ter sowie Bedienstete von an ihnen unmittelbar oder mittel­
bar im Sinne von § 28 beteiligten Unternehmen. Scheidet 
ein Mitglied nach Satz 2 aus, berufen die Ministerpräsiden­
ten der Länder einvernehmlich ein Ersatzmitglied oder ei­
nen anderen Sachverständigen für den Rest der Amtsdauer 
als Mitglied; entsprechendes gilt, wenn ein Ersatzmitglied 
ausscheidet. Die Mitglieder nach Satz 2 erhalten für ihre 
Tätigkeit eine angemessene Vergütung und Ersatz ihrer not­
wendigen Auslagen. Das Vorsitzland der Rundfunkkom­
mission schließt die Verträge mit diesen Mitgliedern. Der 
Vorsitzende der KEK und sein Stellvertreter sind aus der 
Gruppe der Mitglieder nach Satz 1 Nr. 1 zu wählen. Die 
sechs Vertreter der Landesmedienanstalten und zwei Er­
satzmitglieder für den Fall der Verhinderung eines dieser 
Vertreter werden durch die Landesmedienanstalten für die 
Amtszeit der KEK gewählt. 

(6) Ein Vertreter der Landesmedienanstalten darf nicht zu­
gleich der KEK und der KJM angehören; Ersatzmitglied­
schaft oder stellvertretende Mitgliedschaft sind zulässig. 

(7) Die Landesmedienanstalten bilden für die Organe nach 
Absatz 2 eine gemeinsame Geschäftsstelle; unbeschadet des­
sen verbleiben bis zum 31. August 2013 die Geschäftsstelle 
der KJM in Erfurt und der KEK in Potsdam. 

(8) Die Mitglieder der ZAK, der GVK und der KEK sind 
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Staatsvertrag 
an Weisungen nicht gebunden. § 24 gilt für die Mitglieder 
der ZAK und GVK entsprechend. Die Verschwiegenheits­
pflicht nach § 24 gilt auch im Verhältnis der Mitglieder der 
Organe nach Absatz 2 zu anderen Organen der Landesme­
dienanstalten. 

(9) Die Organe nach Absatz 2 fassen ihre Beschlüsse mit 
der Mehrheit ihrer gesetzlichen Mitglieder. Bei Beschlüs­
sen der KEK entscheidet im Fall der Stimmengleichheit die 
Stimme des Vorsitzenden, bei seiner Verhinderung die Stim­
me des stellvertretenden Vorsitzenden. Die Beschlüsse sind 
zu begründen. In der Begründung sind die wesentlichen 
tatsächlichen und rechtlichen Gründe mitzuteilen. Die Be­
schlüsse sind gegenüber den anderen Organen der zustän­
digen Landesmedienanstalt bindend. Die zuständige Lan­
desmedienanstalt hat die Beschlüsse im Rahmen der von 
den Organen nach Absatz 2 Satz 1 gesetzten Fristen zu 
vollziehen. 

(10) Die Landesmedienanstalten stellen den Organen nach 
Absatz 2 die notwendigen personellen und sachlichen Mittel 
zur Verfügung. Die Organe erstellen jeweils einen Wirt­

schaftsplan nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit 
und Sparsamkeit. Die Kosten für die Organe nach Absatz 2 
werden aus dem Anteil der Landesmedienanstalten nach § 10 
des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages gedeckt. Nähe­
res regeln die Landesmedienanstalten durch übereinstim­
mende Satzungen. 

(11) Von den Verfahrensbeteiligten sind durch die zuständi­
gen Landesmedienanstalten Kosten in angemessenem Um­
fang zu erheben. Näheres regeln die Landesmedienanstal­
ten durch übereinstimmende Satzungen. 

§ 36 
Zuständigkeiten, Aufgaben 

(1) Zuständig ist in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1, 
3, 4 und 8 die Landesmedienanstalt, bei der der entspre­
chende Antrag oder die Anzeige eingeht. Sind nach Satz 1 
mehrere Landesmedienanstalten zuständig, entscheidet die 
Landesmedienanstalt, die zuerst mit der Sache befasst wor­
den ist. Zuständig in den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 5 
bis 7 und 9 sowie in den Fällen der Rücknahme oder des 
Widerrufs der Zulassung oder der Zuweisung ist die Lan­
desmedienanstalt, die dem Veranstalter die Zulassung er­
teilt, die Zuweisung vorgenommen oder die Anzeige ent­
gegengenommen hat. 

(2) Die ZAK ist für folgende Aufgaben zuständig: 

1.	 Zulassung, Rücknahme oder Widerruf der Zulassung 
bundesweiter Veranstalter nach §§ 20a, 38 Abs. 3 Nr. 1 
und Abs. 4 Nr. 1, 

2.	 Wahrnehmung der Aufgaben nach § 51 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 1 und 3, 

3.	 Zuweisung von Übertragungskapazitäten für bundes­
weite Versorgungsbedarfe und deren Rücknahme oder 
Widerruf nach §§ 51a und 38 Abs. 3 Nr. 2 und Abs. 4 
Nr. 2, soweit die GVK nicht nach Absatz 3 zuständig 
ist, 

4.	 Anzeige des Plattformbetriebs nach § 52, 

5.	 Aufsicht über Plattformen nach § 51b Abs. 1 und 2 so­
wie §§ 52a bis f, soweit nicht die GVK nach Absatz 3 
zuständig ist, 

6.	 Feststellung des Vorliegens der Voraussetzungen für Re­
gionalfensterprogramme nach § 25 Abs. 4 Satz 1 und 
für Sendezeit für Dritte nach § 31 Abs. 2 Satz 4, 

7.	 Aufsichtsmaßnahmen gegenüber privaten bundesweiten 
Veranstaltern, soweit nicht die KEK nach Absatz 4 zu­
ständig ist, 

8.	 Entscheidungen über die Zulassungspflicht nach § 20 
Abs. 2; diese Entscheidungen trifft sie einvernehmlich, 

9.	 Befassung mit Anzeigen nach § 38 Abs. 1. 
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Die ZAK kann Prüfausschüsse für die Aufgaben nach Satz 1 
Nr. 7 einrichten. Die Prüfausschüsse entscheiden jeweils 
bei Einstimmigkeit anstelle der ZAK. Zu Beginn der Amts­
periode der ZAK wird die Verteilung der Verfahren von der 
ZAK festgelegt. Das Nähere ist in der Geschäftsordnung 
der ZAK festzulegen. 

(3) Die GVK ist zuständig für Auswahlentscheidungen bei 
den Zuweisungen von Übertragungskapazitäten nach § 51a 
Abs. 4 und für die Entscheidung über die Belegung von 
Plattformen nach § 52b Abs. 4 Satz 4 und 6. Die ZAK 
unterrichtet die GVK fortlaufend über ihre Tätigkeit. Sie 
bezieht die GVK in grundsätzlichen Angelegenheiten, ins­
besondere bei der Erstellung von Satzungen und Richtli­
nienentwürfen, ein. 

(4) Die KEK ist zuständig für die abschließende Beurtei­
lung von Fragestellungen der Sicherung von Meinungsviel­
falt im Zusammenhang mit der bundesweiten Veranstaltung 
von Fernsehprogrammen. Sie ist im Rahmen des Satzes 1 
insbesondere zuständig für die Prüfung solcher Fragen bei 
der Entscheidung über eine Zulassung oder Änderung einer 
Zulassung, bei der Bestätigung von Veränderungen von Be­
teiligungsverhältnissen als unbedenklich und bei Maßnah­
men nach § 26 Abs. 4. Die KEK ermittelt die den Unterneh­
men jeweils zurechenbaren Zuschaueranteile. 

(5) Die Auswahl und Zulassung von Regionalfensterpro­
grammveranstaltern nach § 25 Abs. 4 und Fensterpro­
grammveranstaltern nach § 31 Abs. 4 sowie die Aufsicht 
über diese Programme obliegen dem für die Zulassung 
nicht bundesweiter Angebote zuständigen Organ der zu­
ständigen Landesmedienanstalt. Bei Auswahl und Zulas­
sung der Veranstalter nach Satz 1 ist zuvor das Benehmen 
mit der KEK herzustellen. 

(6) § 47 Abs. 3 Satz 1 bleibt unberührt. 

§ 37 
Verfahren bei Zulassung, Zuweisung 

(1) Geht ein Antrag nach § 36 Abs. 2 Nr. 1, 3, 4, 8 oder 9 bei 
der zuständigen Landesmedienanstalt ein, legt der nach Lan­
desrecht bestimmte gesetzliche Vertreter unverzüglich den 
Antrag sowie die vorhandenen Unterlagen der ZAK und in 
den Fällen des § 36 Abs. 2 Nr. 1 zusätzlich der KEK vor. 

(2) Kann nicht allen Anträgen nach § 36 Abs. 2 Nr. 3 ent­
sprochen werden, entscheidet die GVK. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für die Beurteilung von Fra­
gestellungen der Sicherung von Meinungsvielfalt durch die 
KEK im Rahmen ihrer Zuständigkeit in anderen Fällen als 
dem der Zulassung eines bundesweiten privaten Veranstal­
ters. 

(4) Den Kommissionen nach § 35 Abs. 2 stehen die Verfah­
rensrechte nach den §§ 21 und 22 zu. 

(5) Bei Rechtsmitteln gegen Entscheidungen nach den §§ 35 

und 36 findet ein Vorverfahren nach § 68 Abs. 1 der Ver­
waltungsgerichtsordnung (VwGO) nicht statt. 

§ 38 
Anzeige, Aufsicht, Rücknahme, Widerruf 

(1) Jede Landesmedienanstalt kann gegenüber der zustän­
digen Landesmedienanstalt anzeigen, dass ein bundesweit 
verbreitetes Programm gegen die sonstigen Bestimmungen 
dieses Staatsvertrages verstößt. Die zuständige Landesme­
dienanstalt ist verpflichtet, sich durch die ZAK mit der An­
zeige zu befassen. 

(2) Stellt die zuständige Landesmedienanstalt fest, dass ein 
Anbieter gegen die Bestimmungen dieses Staatsvertrages 
verstoßen hat, trifft sie die erforderlichen Maßnahmen. Maß­
nahmen sind insbesondere Beanstandung, Untersagung, 
Rücknahme und Widerruf. Die Bestimmungen des Jugend­
medienschutz-Staatsvertrages bleiben unberührt. 

(3) Die Zulassung nach § 20a oder die Zuweisung nach 
§ 51a werden jeweils zurückgenommen, wenn 

1.	 bei der Zulassung eine Zulassungsvoraussetzung ge­
mäß § 20a Abs. 1 oder 2 nicht gegeben war oder eine 
Zulassungsbeschränkung gemäß § 20a Abs. 3 nicht be­
rücksichtigt wurde oder 

2.	 bei der Zuweisung die Vorgaben gemäß § 51a Abs. 4 
nicht berücksichtigt wurden 

und innerhalb eines von der zuständigen Landesmedienan­
stalt bestimmten Zeitraums keine Abhilfe erfolgt. 

(4) Zulassung und Zuweisung werden jeweils widerrufen, 
wenn 

1.	 im Fall der Zulassung 

a)	 nachträglich eine Zulassungsvoraussetzung gemäß 
§ 20a Abs. 1 oder 2 entfällt oder eine Zulassungs­
beschränkung gemäß § 20a Abs. 3 eintritt und inner­
halb des von der zuständigen Landesmedienanstalt 
bestimmten angemessenen Zeitraums keine Abhil­
fe erfolgt oder 

b)	 der Rundfunkveranstalter gegen seine Verpflich­
tungen aufgrund dieses Staatsvertrages oder des 
Jugendmedienschutz-Staatsvertrages wiederholt 
schwerwiegend verstoßen und die Anweisungen der 
zuständigen Landesmedienanstalt innerhalb des von 
ihr bestimmten Zeitraums nicht befolgt hat; 

2.	 im Fall der Zuweisung 

a)	 nachträglich wesentliche Veränderungen des Ange­
bots eingetreten und vom Anbieter zu vertreten 
sind, nach denen das Angebot den Anforderungen 
des § 51a Abs. 4 nicht mehr genügt und innerhalb 
des von der zuständigen Landesmedienanstalt be­
stimmten Zeitraums keine Abhilfe erfolgt oder 
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b)	 das Angebot aus Gründen, die vom Anbieter zu ver­
treten sind, innerhalb des dafür vorgesehenen Zeit­
raums nicht oder nicht mit der festgesetzten Dauer 
begonnen oder fortgesetzt wird. 

(5) Der Anbieter wird für einen Vermögensnachteil, der 
durch die Rücknahme oder den Widerruf nach den Absät­
zen 3 oder 4 eintritt, nicht entschädigt. Im Übrigen gilt für 
die Rücknahme und den Widerruf das Verwaltungsverfah­
rensgesetz des Sitzlandes der jeweils zuständigen Landes­
medienanstalt. 

§ 39 
Anwendungsbereich 

Die §§ 20a bis 38 gelten nur für bundesweite Angebote. Ei­
ne abweichende Regelung durch Landesrecht ist nicht zu­
lässig. Die Entscheidungen der KEK sind den Zuweisun­
gen von Übertragungskapazitäten nach diesem Staatsver­
trag und durch die zuständige Landesmedienanstalt auch 
bei der Entscheidung über die Zuweisung von Übertra­
gungskapazitäten nach Landesrecht zugrunde zu legen. 

§ 39a 
Zusammenarbeit 

(1) Die Landesmedienanstalten arbeiten im Rahmen der 
Erfüllung ihrer Aufgaben mit der Regulierungsbehörde für 
Telekommunikation und mit dem Bundeskartellamt zu­
sammen. Die Landesmedienanstalten haben auf Anfrage 
der Regulierungsbehörde für Telekommunikation oder des 
Bundeskartellamtes Erkenntnisse zu übermitteln, die für 
die Erfüllung von deren Aufgaben erforderlich sind. 

(2) Absatz 1 gilt für Landeskartellbehörden entsprechend. 

§ 40 
Finanzierung besonderer Aufgaben 

(1) Der in § 10 des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages 
bestimmte Anteil kann für die Finanzierung folgender Auf­
gaben verwendet werden: 

1.	 Zulassungs- und Aufsichtsfunktionen der Landesme­
dienanstalten einschließlich hierfür notwendiger pla­
nerischer, insbesondere technischer Vorarbeiten, 

2.	 die Förderung offener Kanäle. 

Mittel aus dem Anteil nach Satz 1 können bis zum 31. De­
zember 2010 aufgrund besonderer Ermächtigung durch 
den Landesgesetzgeber auch für die Förderung von landes­
rechtlich gebotener technischer Infrastruktur zur Versor­
gung des Landes und zur Förderung von Projekten für neu­
artige Rundfunkübertragungstechniken verwendet werden. 
Die Förderung von Projekten für neuartige Rundfunküber­
tragungstechniken soll zeitlich befristet werden. Formen 
der nichtkommerziellen Veranstaltung von lokalem und re­

gionalem Rundfunk und Projekte zur Förderung der Me­
dienkompetenz können aus dem Anteil nach Satz 1 auf­
grund besonderer Ermächtigung durch den Landesgesetz­
geber gefördert werden. 

(2) Das Recht des Landesgesetzgebers, der Landesmedien­
anstalt nur einen Teil des Anteils nach Absatz 1 zuzuwei­
sen, bleibt unberührt. 

(3) Soweit der Anteil nach Absatz 1 nicht in Anspruch ge­
nommen wird, steht er den jeweiligen Landesrundfunkan­
stalten zu. Eine landesgesetzliche Zweckbestimmung ist 
zulässig.“ 

17. In § 45 Abs. 3 werden die Worte „Pflichthinweise im Sinne 
des Heilmittelwerbegesetzes“ ersetzt durch die Worte „ge­
setzliche Pflichthinweise“ und die Worte „im Sinne der Ab­
sätze 1 und 2“ gestrichen. 

18. In § 45b Satz 1 wird die Verweisung auf „§§ 7, 8, 44, 45 
und 45a“ ersetzt durch die Verweisung auf „§§ 7, 8, 8a, 44, 
45 und 45a“. 

19. § 46 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst: 

„Die Landesmedienanstalten erlassen gemeinsame Satzun­
gen oder Richtlinien zur Durchführung der §§ 7, 8, 8a, 44, 
45, 45a und 45b; in der Satzung oder Richtlinie zu § 8a 
sind insbesondere die Ahndung von Verstößen und die Be­
dingungen zur Teilnahme Minderjähriger näher zu bestim­
men.“ 

20. Die bisherigen 4. bis 6. Unterabschnitte des III. Abschnit­
tes werden die neuen 5. bis 7. Unterabschnitte. 

21. § 49 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Nummern 5 und 6 werden durch folgende neue 
Nummern 5 bis 12 ersetzt: 

„5. einer Satzung nach § 46 Satz 1 in Verbindung 
mit § 8a zuwiderhandelt, soweit die Satzung für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeld­
vorschrift verweist, 

6.	 entgegen § 51b Abs. 2 Satz 1 oder 3 die Weiter­
verbreitung von Fernsehprogrammen nicht, nicht 
rechtzeitig oder nicht vollständig anzeigt und 
die Anzeige nicht durch den Plattformanbieter 
vorgenommen wurde, 

7.	 entgegen § 52 Abs. 3 Satz 1 oder 2 den Betrieb 
einer Plattform mit Rundfunk und vergleichba­
ren Telemedien nicht, nicht rechtzeitig oder nicht 
vollständig anzeigt, 

8.	 entgegen § 52a Abs. 3 Satz 1 und 2 ohne Zu­
stimmung des jeweiligen Rundfunkveranstalters 
dessen Programm und vergleichbare Telemedien 
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inhaltlich und technisch verändert oder einzel- c) In Absatz 3 Satz 1 wird die Verweisung auf „Absatz 1 
ne Rundfunkprogramme oder Inhalte in Pro- Satz 1 Nr. 18 bis 23“ ergänzt um die Verweisung „und 
grammpakete aufnimmt oder in anderer Weise Satz 2 Nr. 13 bis 16“. 
entgeltlich oder unentgeltlich vermarktet, 

22. Der V. Abschnitt wird wie folgt neu gefasst: 
9. entgegen § 52b Abs. 1 oder § 52b Abs. 2 Satz 2, 

3 oder 4 die erforderlichen Übertragungskapa­
zitäten für die zu verbreitenden Programme nicht 

„V. Abschnitt 
Plattformen, Übertragungskapazitäten 

oder in nicht ausreichendem Umfang oder nicht 
zu den vorgesehenen Bedingungen zur Verfü­ § 50 
gung stellt oder Grundsatz 
entgegen § 52b Abs. 4 Satz 3 oder Satz 6 die 
Belegung oder die Änderung der Belegung von 
Plattformen nicht, nicht rechtzeitig oder nicht 

Die Entscheidung über die Zuordnung, Zuweisung und 
Nutzung der Übertragungskapazitäten, die zur Verbreitung 

vollständig anzeigt, von Rundfunk und vergleichbaren Telemedien (Teleme­
dien, die an die Allgemeinheit gerichtet sind) dienen, er­

10. entgegen § 52c Abs. 1 Satz 2 durch die Verwen­ folgt nach Maßgabe dieses Staatsvertrages und des jeweili­
dung eines Zugangsberechtigungssystems oder gen Landesrechts. 
eines Systems nach § 52c Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 
oder durch Schnittstellen für Anwendungspro­
gramme oder durch sonstige technische Vorga­
ben zu § 52c Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 3 gegen­

§ 51 
Zuordnung von drahtlosen Übertragungskapazitäten 

über Herstellern digitaler Rundfunkempfangs­
geräte Anbieter von Rundfunk oder vergleich­ (1) Über die Anmeldung bei der für Telekommunikation 
barer Telemedien einschließlich elektronischer zuständigen Regulierungsbehörde für bundesweite Versor-
Programmführer bei der Verbreitung ihrer An­
gebote unbillig behindert oder gegenüber gleich­

gungsbedarfe an nicht leitungsgebundenen (drahtlosen) 
Übertragungskapazitäten entscheiden die Länder einstim­

artigen Anbietern ohne sachlich gerechtfertig­ mig. Für länderübergreifende Bedarfsanmeldungen gilt 
ten Grund unterschiedlich behandelt, Satz 1 hinsichtlich der betroffenen Länder entsprechend. 
entgegen § 52c Abs. 2 Satz 1 oder 2 die Ver­
wendung oder Änderung eines Zugangsberech­ (2) Über die Zuordnung von Übertragungskapazitäten für 
tigungssystems oder eines Systems nach § 52c bundesweite Versorgungsbedarfe an die in der ARD zu-
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 oder einer Schnittstelle für sammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, das ZDF, 
Anwendungsprogramme oder die Entgelte hier- das Deutschlandradio oder die Landesmedienanstalten ent­
für nicht unverzüglich anzeigt oder scheiden die Ministerpräsidenten der Länder durch ein­
entgegen § 52c Abs. 2 Satz 3 der zuständigen stimmigen Beschluss. 
Landesmedienanstalt auf Verlangen die erfor­
derlichen Auskünfte nicht erteilt, (3) Für die Zuordnung gelten insbesondere die folgenden 

Grundsätze: 
11. entgegen § 52d Satz 1 Anbieter von Program­

men und vergleichbaren Telemedien durch die 1. Zur Verfügung stehende freie Übertragungskapazitäten 
Ausgestaltung der Entgelte unbillig behindert sind den in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
oder gegenüber gleichartigen Anbietern ohne rundfunkanstalten, dem ZDF oder dem Deutschlandra­
sachlich gerechtfertigten Grund unterschied­ dio und den Landesmedienanstalten bekannt zu machen; 
lich behandelt oder 
entgegen § 52d Satz 3 Entgelte und Tarife für 2. reichen die Übertragungskapazitäten für den geltend 
Angebote nach § 52b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 gemachten Bedarf aus, sind diese entsprechend zuzu-
Satz 2 nicht, nicht rechtzeitig oder nicht voll­ ordnen; 
ständig offenlegt, 

3. reichen die Übertragungskapazitäten für den geltend 
12. entgegen § 52e Abs. 1 Satz 1 der zuständigen gemachten Bedarf nicht aus, wirken die Ministerpräsi-

Landesmedienanstalt auf Verlangen die erfor­ denten auf eine Verständigung zwischen den Beteilig­
derlichen Unterlagen nicht vorlegt,“. ten hin; Beteiligte sind für private Anbieter die Landes­

medienanstalten; 
bb) Die bisherigen Nummern 7 bis 10 werden die neu-

en Nummern 13 bis 16. 4. kommt eine Verständigung zwischen den Beteiligten 
nicht zu Stande, entscheiden die Ministerpräsidenten, 

b) In Absatz 2 wird die Verweisung auf „Absatz 1 Satz 2 
Nr. 7 und 8“ ersetzt durch die Verweisung auf „Absatz 1 

welche Zuordnung unter Berücksichtigung der Be­
sonderheiten der Übertragungskapazität sowie unter 

Satz 2 Nr. 13 und 14“ und die Verweisung auf „Absatz 1 Berücksichtigung des Gesamtangebots die größtmögli-
Satz 2 Nr. 9 und 10“ ersetzt durch die Verweisung auf che Vielfalt des Angebotes sichert; dabei sind insbe­
„Absatz 1 Satz 2 Nr. 15 und 16“. sondere folgende Kriterien zu berücksichtigen: 
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a)	 Sicherung der Grundversorgung mit Rundfunk und 
Teilhabe des öffentlich-rechtlichen Rundfunks an 
neuen Techniken und Programmformen, 

b)	 Belange des privaten Rundfunks und der Anbieter 
von Telemedien. 

Die Zuordnung der Übertragungskapazität erfolgt für die 
Dauer von längstens 20 Jahren. 

(4) Der Vorsitzende der Ministerpräsidentenkonferenz ord­
net die Übertragungskapazität gemäß der Entscheidung der 
Ministerpräsidenten nach Absatz 2 zu. 

(5) Wird eine zugeordnete Übertragungskapazität nach Ab­
lauf von 18 Monaten nach Zugang der Zuordnungsent­
scheidung nicht für die Realisierung des Versorgungsbe­
darfs genutzt, kann die Zuordnungsentscheidung durch Be­
schluss der Ministerpräsidenten widerrufen werden; eine 
Entschädigung wird nicht gewährt. Auf Antrag des Zuord­
nungsempfängers kann die Frist durch Entscheidung der 
Ministerpräsidenten verlängert werden. 

(6) Die Ministerpräsidenten vereinbaren zur Durchführung 
der Absätze 2 bis 5 Verfahrensregelungen. 

§ 51a

Zuweisung von drahtlosen Übertragungskapazitäten


an private Anbieter durch die zuständige 

Landesmedienanstalt


(1) Übertragungskapazitäten für drahtlose bundesweite Ver­
sorgungsbedarfe privater Anbieter können Rundfunkveran­
staltern, Anbietern von vergleichbaren Telemedien oder 
Plattformanbietern durch die zuständige Landesmedienan­
stalt zugewiesen werden. 

(2) Werden den Landesmedienanstalten Übertragungskapa­
zitäten zugeordnet, bestimmen sie unverzüglich Beginn und 
Ende einer Ausschlussfrist, innerhalb der schriftliche An­
träge auf Zuweisung von Übertragungskapazitäten gestellt 
werden können. Beginn und Ende der Antragsfrist, das Ver­
fahren und die wesentlichen Anforderungen an die Antrag­
stellung, insbesondere wie den Anforderungen dieses Staats­
vertrages zur Sicherung der Meinungsvielfalt genügt wer­
den kann, sind von den Landesmedienanstalten zu bestim­
men und in geeigneter Weise zu veröffentlichen (Aus­
schreibung). 

(3) Kann nicht allen Anträgen auf Zuweisung von Übertra­
gungskapazitäten entsprochen werden, wirkt die zuständi­
ge Landesmedienanstalt auf eine Verständigung zwischen 
den Antragstellern hin. Kommt eine Verständigung zu Stan­
de, legt sie diese ihrer Entscheidung über die Aufteilung 
der Übertragungskapazitäten zugrunde, wenn nach den 
vorgelegten Unterlagen erwartet werden kann, dass in der 
Gesamtheit der Angebote die Vielfalt der Meinungen zum 
Ausdruck kommt. 

(4) Lässt sich innerhalb der von der zuständigen Landes­

medienanstalt zu bestimmenden angemessenen Frist keine 
Einigung erzielen oder entspricht die vorgesehene Auftei­
lung voraussichtlich nicht dem Gebot der Meinungsvielfalt, 
weist die zuständige Landesmedienanstalt dem Antrags­
steller die Übertragungskapazität zu, der am ehesten erwar­
ten lässt, dass sein Angebot 

1.	 die Meinungsvielfalt fördert, 

2.	 auch das öffentliche Geschehen, die politischen Ereig­
nisse sowie das kulturelle Leben darstellt und 

3.	 bedeutsame politische, weltanschauliche und gesell­
schaftliche Gruppen zu Wort kommen lässt. 

In die Auswahlentscheidung ist ferner einzubeziehen, ob 
das Angebot wirtschaftlich tragfähig erscheint sowie Nut­
zerinteressen und -akzeptanz hinreichend berücksichtigt. 
Für den Fall, dass die Übertragungskapazität einem Anbie­
ter einer Plattform zugewiesen werden soll, ist des Weite­
ren zu berücksichtigen, ob das betreffende Angebot den 
Zugang von Fernseh- und Hörfunkveranstaltern sowie 
Anbietern von vergleichbaren Telemedien einschließlich 
elektronischer Programmführer zu angemessenen Bedin­
gungen ermöglicht und den Zugang chancengleich und dis­
kriminierungsfrei gewährt. 

(5) Die Zuweisung von Übertragungskapazitäten erfolgt für 
die Dauer von zehn Jahren. Eine einmalige Verlängerung 
um zehn Jahre ist zulässig. Die Zuweisung ist sofort voll­
ziehbar. Wird eine zugewiesene Übertragungskapazität nach 
Ablauf von zwölf Monaten nach Zugang der Zuweisungs­
entscheidung nicht genutzt, kann die zuständige Landes­
medienanstalt die Zuweisungsentscheidung nach § 38 Abs. 4 
Nr. 2 Buchstabe b widerrufen. Auf Antrag des Zuweisungs­
empfängers kann die Frist verlängert werden. 

§ 51b 
Weiterverbreitung 

(1) Die zeitgleiche und unveränderte Weiterverbreitung von 
bundesweit empfangbaren Fernsehprogrammen, die in Eu­
ropa in rechtlich zulässiger Weise und entsprechend den 
Bestimmungen des Europäischen Übereinkommens über 
das grenzüberschreitende Fernsehen veranstaltet werden, 
ist zulässig. Die Weiterverbreitung von Fernsehprogram­
men kann unter Beachtung europäischer rundfunkrecht­
licher Regelungen ausgesetzt werden. 

(2) Veranstalter anderer als der in Absatz 1 genannten Fern­
sehprogramme haben die Weiterverbreitung mindestens ei­
nen Monat vor Beginn bei der Landesmedienanstalt anzu­
zeigen, in deren Geltungsbereich die Programme verbreitet 
werden sollen. Die Anzeige kann auch der Plattformbetrei­
ber vornehmen. Die Anzeige muss die Nennung eines Pro­
grammverantwortlichen, eine Beschreibung des Programms 
und die Vorlage einer Zulassung oder eines vergleichbaren 
Dokuments beinhalten. Die Weiterverbreitung ist dem Be­
treiber der Plattform zu untersagen, wenn das Rundfunk­
programm nicht den Anforderungen des § 3 oder des Ju­
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gendmedienschutz-Staatsvertrages entspricht oder wenn der 
Veranstalter nach dem geltenden Recht des Ursprungslan­
des zur Veranstaltung von Rundfunk nicht befugt ist oder 
wenn das Programm nicht inhaltlich unverändert verbreitet 
wird. 

(3) Landesrechtliche Regelungen zur analogen Kanalbele­
gung für Rundfunk sind zulässig, soweit sie zur Erreichung 
klar umrissener Ziele von allgemeinem Interesse erforder­
lich sind. Sie können insbesondere zur Sicherung einer plu­
ralistischen, am Gebot der Meinungsvielfalt orientierten, 
Medienordnung getroffen werden. Einzelheiten, insbeson­
dere die Rangfolge bei der Belegung der Kabelkanäle, re­
gelt das Landesrecht. 

§ 52 
Plattformen 

(1) Die nachstehenden Regelungen gelten für Plattformen 
auf allen technischen Übertragungskapazitäten. Mit Aus­
nahme der §§ 52a und f gelten sie nicht für Anbieter von 

1.	 Plattformen in offenen Netzen (Internet, UMTS oder 
vergleichbare Netze), soweit sie dort über keine markt­
beherrschende Stellung verfügen, 

2.	 Plattformen, die sich auf die unveränderte Weiterlei­
tung eines Gesamtangebotes beschränken, das den Vor­
gaben dieses Abschnittes entspricht, 

3.	 drahtgebundenen Plattformen mit in der Regel weniger 
als 10.000 angeschlossenen Wohneinheiten oder 

4.	 drahtlosen Plattformen mit in der Regel weniger als 
20.000 Nutzern. 

Die Landesmedienanstalten legen in den Satzungen und 
Richtlinien nach § 53 fest, welche Anbieter unter Berück­
sichtigung der regionalen und lokalen Verhältnisse den Re­
gelungen nach Satz 2 unterfallen. 

(2) Eine Plattform darf nur betreiben, wer den Anforderun­
gen des § 20a Abs. 1 und 2 genügt. 

(3) Private Anbieter, die eine Plattform mit Rundfunk und 
vergleichbaren Telemedien anbieten wollen, müssen dies 
mindestens einen Monat vor Inbetriebnahme der zuständi­
gen Landesmedienanstalt anzeigen. Die Anzeige hat zu ent­
halten 

1.	 Angaben entsprechend § 20a Abs. 1 und 2 und 

2.	 die Darlegung, wie den Anforderungen der §§ 52a bis 
52d entsprochen werden soll. 

§ 52a 
Regelungen für Plattformen 

(1) Für die Angebote in Plattformen gilt die verfassungs­

mäßige Ordnung. Die Vorschriften der allgemeinen Geset­
ze und die gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der 
persönlichen Ehre sind einzuhalten. 

(2) Plattformanbieter sind für eigene Programme und Diens­
te verantwortlich. Bei Verfügungen der Aufsichtsbehörden 
gegen Programme und Dienste Dritter, die über die Platt­
form verbreitet werden, sind diese zur Umsetzung dieser 
Verfügung verpflichtet. Sind Maßnahmen gegenüber dem 
Verantwortlichen von Programmen und Diensten nach Satz 2 
nicht durchführbar oder nicht Erfolg versprechend, können 
Maßnahmen zur Verhinderung des Zugangs von Program­
men und Diensten auch gegen den Plattformanbieter ge­
richtet werden, sofern eine Verhinderung technisch mög­
lich und zumutbar ist. 

(3) Der Anbieter einer Plattform darf ohne Zustimmung 
des jeweiligen Rundfunkveranstalters dessen Programme 
und vergleichbare Telemedien inhaltlich und technisch nicht 
verändern sowie einzelne Rundfunkprogramme oder Inhal­
te nicht in Programmpakete aufnehmen oder in anderer 
Weise entgeltlich oder unentgeltlich vermarkten. Techni­
sche Veränderungen, die ausschließlich einer effizienten Ka­
pazitätsnutzung dienen und die Einhaltung des vereinbarten 
Qualitätsstandards nicht beeinträchtigen, sind zulässig. 

§ 52b 
Belegung von Plattformen 

(1) Für Plattformen privater Anbieter mit Fernsehprogram­
men gelten die nachfolgenden Bestimmungen: 

1.	 Der Plattformanbieter hat innerhalb einer technischen 
Kapazität im Umfang von höchstens einem Drittel der 
für die digitale Verbreitung von Rundfunk zur Verfü­
gung stehenden Gesamtkapazität sicherzustellen, dass 

a)	 die erforderlichen Kapazitäten für die für die bundes­
weite Verbreitung gesetzlich bestimmten gebühren­
finanzierten Programme sowie für die Dritten Pro­
gramme des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ein­
schließlich programmbegleitender Dienste, zur Ver­
fügung stehen; die im Rahmen der Dritten Pro­
gramme verbreiteten Landesfenster sind nur inner­
halb der Länder zu verbreiten, für die sie gesetzlich 
bestimmt sind, 

b)	 die Kapazitäten für die privaten Fernsehprogram­
me, die Regionalfenster gemäß § 25 enthalten, zur 
Verfügung stehen, 

c)	 die Kapazitäten für die im jeweiligen Land zugelas­
senen regionalen und lokalen Fernsehprogramme so­
wie die Offenen Kanäle zur Verfügung stehen; die 
landesrechtlichen Sondervorschriften für Offene Ka­
näle und vergleichbare Angebote bleiben unberührt, 

d)	 die technischen Kapazitäten nach Buchstabe a bis c 
im Verhältnis zu anderen digitalen Kapazitäten 
technisch gleichwertig sind, 
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2.	 innerhalb einer weiteren technischen Kapazität im 
Umfang der Kapazität nach Nummer 1 trifft der Platt­
formanbieter die Entscheidung über die Belegung mit 
in digitaler Technik verbreiteten Fernsehprogrammen 
und Telemedien, soweit er darin unter Einbeziehung 
der Interessen der angeschlossenen Teilnehmer eine Viel­
zahl von Programmveranstaltern sowie ein vielfältiges 
Programmangebot an Vollprogrammen, nicht entgelt­
finanzierten Programmen, Spartenprogrammen und 
Fremdsprachenprogrammen einbezieht sowie vergleich­
bare Telemedien angemessen berücksichtigt, 

3.	 innerhalb der darüber hinausgehenden technischen Ka­
pazitäten trifft er die Entscheidung über die Belegung 
allein nach Maßgabe der allgemeinen Gesetze. 

Reicht die Kapazität zur Belegung nach Satz 1 nicht aus, 
sind die Grundsätze des Satzes 1 entsprechend der zur Ver­
fügung stehenden Gesamtkapazität anzuwenden; dabei ha­
ben die für das jeweilige Verbreitungsgebiet gesetzlich be­
stimmten gebührenfinanzierten Programme und programm­
begleitende Dienste des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
Vorrang unbeschadet der angemessenen Berücksichtigung 
der Angebote nach Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b und c. 

(2) Für Plattformen privater Anbieter mit Hörfunkprogram­
men gelten die nachfolgenden Bestimmungen. Der Platt­
formanbieter hat sicherzustellen, dass 

1.	 innerhalb einer technischen Kapazität im Umfang von 
höchstens einem Drittel der für die digitale Verbreitung 
von Hörfunk zur Verfügung stehenden Gesamtkapa­
zität die technischen Kapazitäten für die in dem jewei­
ligen Verbreitungsgebiet gesetzlich bestimmten gebüh­
renfinanzierten Programme und programmbegleitenden 
Dienste des öffentlich-rechtlichen Rundfunks zur Ver­
fügung stehen, 

2.	 innerhalb einer weiteren technischen Übertragungska­
pazität im Umfang nach Nummer 1 trifft der Plattform­
anbieter die Entscheidung über die Belegung mit in di­
gitaler Technik verbreiteten Hörfunkprogrammen und 
Telemedien, soweit er darin unter Einbeziehung der Inte­
ressen der angeschlossenen Teilnehmer ein vielfältiges 
Angebot und eine Vielfalt der Anbieter im jeweiligen 
Verbreitungsgebiet angemessen berücksichtigt, 

3.	 innerhalb der darüber hinausgehenden technischen Ka­
pazität trifft er die Entscheidung über die Belegung al­
lein nach Maßgabe der allgemeinen Gesetze. 

Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Werden Hörfunk- und 
Fernsehprogramme auf einer Plattform verbreitet, sind die 
Programme nach Satz 2 Nr. 1 im Rahmen der Kapazität 
nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a zu berücksichtigen. 

(3) Der Plattformanbieter ist von den Anforderungen nach 
Absatz 1 und 2 befreit, soweit 

1.	 der Anbieter der zuständigen Landesmedienanstalt 

nachweist, dass er selbst oder ein Dritter den Empfang 
der entsprechenden Angebote auf einem gleichartigen 
Übertragungsweg und demselben Endgerät unmittelbar 
und ohne zusätzlichen Aufwand ermöglicht, oder 

2.	 das Gebot der Meinungsvielfalt bereits im Rahmen der 
Zuordnungs- oder Zuweisungsentscheidung nach den 
§§ 51 oder 51a berücksichtigt wurde. 

(4) Die Entscheidung über die Belegung von Plattformen 
trifft der Anbieter der Plattform. Programme, die dem 
Plattformanbieter gemäß § 28 zugerechnet werden können 
oder von ihm exklusiv vermarktet werden, bleiben bei der 
Erfüllung der Anforderungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 au­
ßer Betracht. Der Anbieter einer Plattform hat die Bele­
gung von Rundfunkprogrammen oder Telemedien der zu­
ständigen Landesmedienanstalt spätestens einen Monat vor 
ihrem Beginn anzuzeigen. Werden die Voraussetzungen der 
Absätze 1 bis 3 nicht erfüllt, erfolgt die Auswahl der zu 
verbreitenden Rundfunkprogramme nach Maßgabe dieses 
Staatsvertrages und des Landesrechts durch die zuständige 
Landesmedienanstalt. Zuvor ist dem Anbieter einer Platt­
form eine angemessene Frist zur Erfüllung der gesetzlichen 
Voraussetzungen zu setzen. Bei Änderung der Belegungen 
gelten die Sätze 1 bis 5 entsprechend. 

§ 52c 
Technische Zugangsfreiheit 

(1) Anbieter von Plattformen, die Rundfunk und vergleich­
bare Telemedien verbreiten, haben zu gewährleisten, dass 
die eingesetzte Technik ein vielfältiges Angebot ermög­
licht. Zur Sicherung der Meinungsvielfalt dürfen Anbieter 
von Rundfunk und vergleichbaren Telemedien einschließ­
lich elektronischer Programmführer weder unmittelbar noch 
mittelbar 

1.	 durch Zugangsberechtigungssysteme, 

2.	 durch Schnittstellen für Anwendungsprogramme, 

3.	 durch Benutzeroberflächen, die den ersten Zugriff auf 
die Angebote herstellen, oder 

4.	 durch sonstige technische Vorgaben zu den Nummern 1 
bis 3 auch gegenüber Herstellern digitaler Rundfunk­
empfangsgeräte 

bei der Verbreitung ihrer Angebote unbillig behindert oder 
gegenüber gleichartigen Anbietern ohne sachlich gerecht­
fertigten Grund unterschiedlich behandelt werden. 

(2) Die Verwendung eines Zugangsberechtigungssystems 
oder eines Systems nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 oder einer 
Schnittstelle für Anwendungsprogramme und die Entgelte 
hierfür sind der zuständigen Landesmedienanstalt unver­
züglich anzuzeigen. Satz 1 gilt für Änderungen entspre­
chend. Der zuständigen Landesmedienanstalt sind auf Ver­
langen die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
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§ 52d 
Entgelte, Tarife 

Anbieter von Programmen und vergleichbaren Telemedien 
dürfen durch die Ausgestaltung der Entgelte und Tarife 
nicht unbillig behindert oder gegenüber gleichartigen An­
bietern ohne sachlich gerechtfertigten Grund unterschied­
lich behandelt werden. Die Verbreitung von Angeboten 
nach § 52b Abs. 1 Nr. 1 und 2 oder § 52b Abs. 2 in Verbin­
dung mit Abs. 1 Satz 1 hat zu angemessenen Bedingungen 
zu erfolgen. Entgelte und Tarife für Angebote nach § 52b 
Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 2 sind offenzulegen. Entgel­
te und Tarife sind im Rahmen des Telekommunikationsge­
setzes so zu gestalten, dass auch regionale und lokale An­
gebote zu angemessenen und chancengleichen Bedingun­
gen verbreitet werden können. Die landesrechtlichen Sonder­
vorschriften für Offene Kanäle und vergleichbare Angebo­
te bleiben unberührt. 

§ 52e

Vorlage von Unterlagen, Zusammenarbeit


mit der Regulierungsbehörde für Telekommunikation


(1) Anbieter von Plattformen sind verpflichtet, die erfor­
derlichen Unterlagen der zuständigen Landesmedienanstalt 
auf Verlangen vorzulegen. §§ 21 bis 24 gelten entsprechend. 

(2) Ob ein Verstoß gegen § 52c Abs. 1 Nr. 1 oder 2 oder § 52d 
vorliegt, entscheidet bei Plattformanbietern, die zugleich An­
bieter der Telekommunikationsdienstleistung sind, die zu­
ständige Landesmedienanstalt im Benehmen mit der Regu­
lierungsbehörde für Telekommunikation. 

§ 52f 
Maßnahmen durch die zuständige Landesmedienanstalt 

Verstößt ein Plattformanbieter gegen die Bestimmungen die­
ses Staatsvertrages oder des Jugendmedienschutz-Staatsver­
trages, gilt § 38 Abs. 2 entsprechend. 

§ 53 
Satzungen, Richtlinien 

Die Landesmedienanstalten regeln durch Satzungen und 
Richtlinien Einzelheiten zur Konkretisierung der sie betref­
fenden Bestimmungen dieses Abschnittes mit Ausnahme 
des § 51. Dabei ist die Bedeutung für die öffentliche Mei­
nungsbildung für den Empfängerkreis in Bezug auf den je­
weiligen Übertragungsweg zu berücksichtigen. 

§ 53a 
Überprüfungsklausel 

Dieser Abschnitt sowie die ergänzenden landesrechtlichen 
Regelungen werden regelmäßig alle drei Jahre, erstmals 
zum 31. August 2011 entsprechend Artikel 31 Abs. 1 der 
Richtlinie 2002/22/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 7. März 2002 über den Universaldienst und 
Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen und 
-diensten (Universaldienstrichtlinie) überprüft. 

§ 53b

Bestehende Zulassungen, Zuordnungen, Zuweisungen,


Anzeige von bestehenden Plattformen


(1) Bestehende Zulassungen, Zuordnungen und Zuweisun­
gen für bundesweite Anbieter gelten bis zu deren Ablauf 
fort. Bestehende Zulassungen und Zuweisungen für Fens­
terprogrammveranstalter sollen bis zum 31. Dezember 
2009 unbeschadet von Vorgaben des § 25 Abs. 4 Satz 4 ver­
längert werden. 

(2) Anbieter von Plattformen, die bei Inkrafttreten dieses 
Staatsvertrages bereits in Betrieb sind, müssen die Anzeige 
nach § 52 Abs. 3 spätestens sechs Monate nach Inkrafttre­
ten dieses Staatsvertrages stellen.“ 

23. § 58 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst: 

„Werbung, Sponsoring, Gewinnspiele“. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 4 angefügt: 

„(4) Für Gewinnspiele in vergleichbaren Telemedien 
(Telemedien, die an die Allgemeinheit gerichtet sind) 
gilt § 8a entsprechend.“ 

24. § 59 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„(2) Die Einhaltung der Bestimmungen für Telemedien 
einschließlich der allgemeinen Gesetze und der gesetz­
lichen Bestimmungen zum Schutz der persönlichen 
Ehre mit Ausnahme des Datenschutzes wird durch nach 
Landesrecht bestimmte Aufsichtsbehörden überwacht.“ 

b) In Absatz 3 wird folgender neuer Satz 7 angefügt: 

„Die Befugnisse der Aufsichtsbehörden zur Durchset­
zung der Vorschriften der allgemeinen Gesetze und der 
gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der persön­
lichen Ehre bleiben unberührt.“ 

25. In § 63 wird folgender neuer Satz 3 angefügt: 

„Abweichende Regelungen zu § 7 Abs. 8 1. Variante zur Um­
setzung von Vorgaben der Landesverfassung sind zulässig.“ 

Artikel 2

Änderung des ZDF-Staatsvertrages


In § 21 Abs. 1 Buchstabe m des ZDF-Staatsvertrages vom 
31. August 1991, zuletzt geändert durch den Neunten Rund­
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funkänderungsstaatsvertrag vom 31. Juli bis 10. Oktober 2006, 
werden die Worte „des Deutschen Sportbundes“ ersetzt durch 
die Worte „des Deutschen Olympischen Sportbundes“. 

Artikel 3

Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages


In § 21 Abs. 1 Buchstabe m des Deutschlandradio-Staatsvertra­
ges vom 17. Juni 1993, zuletzt geändert durch den Neunten 
Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 31. Juli bis 10. Oktober 
2006, wird die Bezeichnung „Deutsche Angestelltengewerk­
schaft, Landesverband Hamburg“ ersetzt durch die Bezeich­
nung „ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft e.V., Lan­
desbezirk Hamburg“. 

Artikel 4

Änderung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages


§ 14 Abs. 8 bis 10 des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages 
vom 10. bis 27. September 2002, zuletzt geändert durch den 
Neunten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 31. Juli bis 
10. Oktober 2006, wird gestrichen. 

Artikel 5

Änderung des Rundfunkgebührenstaatsvertrages


Der Rundfunkgebührenstaatsvertrag vom 31. August 1991, zu­
letzt geändert durch den Neunten Rundfunkänderungsstaatsver­
trag vom 31. Juli bis 10. Oktober 2006, wird wie folgt geän­
dert: 

1.	 § 6 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„(2) Der Antragsteller hat die Voraussetzungen für die Be­
freiung von der Rundfunkgebührenpflicht durch Vorlage 
einer entsprechenden Bestätigung des Leistungsträgers im 
Original oder die Vorlage des entsprechenden Bescheides 
im Original oder in beglaubigter Kopie nachzuweisen.“ 

2.	 § 8 Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst: 

„(4) Die zuständige Landesrundfunkanstalt oder die von 
ihr beauftragte Stelle nach Absatz 2 kann zur Feststellung, 
ob ein den Vorschriften dieses Staatsvertrages genügendes 
Rundfunkteilnehmerverhältnis besteht, und zur Verwaltung 
von Rundfunkteilnehmerverhältnissen personenbezogene 
Daten bei nichtöffentlichen Stellen ohne Kenntnis des Be­
troffenen erheben, verarbeiten oder nutzen. Voraussetzung 
dafür ist, dass 

1.	 die Datenbestände dazu geeignet sind, Rückschlüsse 
auf die Gebührenpflicht zuzulassen, insbesondere durch 
Abgleich mit dem Bestand der nach § 3 angemeldeten 
Rundfunkteilnehmer und 

2.	 sich die Daten auf Angaben zu 

a)	 Zugehörigkeit des Betroffenen zu einer bestimmten 
Personengruppe, 

b)	 Berufs-, Branchen- oder Geschäftsbezeichnungen, 

c)	 Vor- und Familiennamen, 

d)	 Titel, 

e)	 Anschrift und 

f)	 Geburtsdatum 

beschränken und kein erkennbarer Grund zu der An­
nahme besteht, dass der Betroffene ein schutzwürdiges 
Interesse an dem Ausschluss der Erhebung, Verarbei­
tung oder Nutzung hat. 

Es dürfen keine Daten, die Rückschlüsse auf tatsächliche 
oder persönliche Verhältnisse liefern könnten, an die über­
mittelnde Stelle rückübermittelt werden. Die Daten sind 
spätestens zwölf Monate nach ihrer Erhebung zu löschen. 
Sie sind unverzüglich zu löschen bei Feststellung des Nicht­
bestehens oder des Bestehens eines Rundfunkteilnehmer­
verhältnisses, das den Voraussetzungen dieses Staatsvertra­
ges entspricht. Das Verfahren der regelmäßigen Datenüber­
mittlung durch die Meldebehörden nach den Meldegeset­
zen oder Meldedatenvermittlungsverordnungen der Länder 
bleibt unberührt.“ 

Artikel 6

Übergangsbestimmung, Kündigung,

Inkrafttreten, Neubekanntmachung


(1) Die laufende Amtsperiode der KJM endet zum 31. März 
2012. 

(2) Für die Kündigung der in Artikel 1 bis 5 geänderten Staats­
verträge sind die dort vorgesehenen Kündigungsvorschriften 
maßgebend. 

(3) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. September 2008 in Kraft. 
Sind bis zum 31. August 2008 nicht alle Ratifikationsurkunden 
bei der Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsidenten­
konferenz hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegenstandslos. 

(4) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsiden­
tenkonferenz teilt den Ländern die Hinterlegung der Ratifika­
tionsurkunden mit. 

(5) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des Rundfunk­
staatsvertrages, des ZDF-Staatsvertrages, des Deutschlandra­
dio-Staatsvertrages, des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages 
und des Rundfunkgebührenstaatsvertrages in der Fassung, die 
sich aus den Artikeln 1 bis 5 ergibt, mit neuem Datum bekannt 
zu machen. 

Für das Land Baden-Württemberg: 

Berlin, den 19. Dezember 2007 Günther H. Oettinger 
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Für den Freistaat Bayern:


Berlin, den 19. Dezember 2007 Günther Beckstein


Für das Land Berlin:


Berlin, den 19. Dezember 2007 Klaus Wowereit


Für das Land Brandenburg:


Berlin, den 19. Dezember 2007 M. Platzeck


Für die Freie Hansestadt Bremen:


Berlin, den 19. Dezember 2007 Jens Böhrnsen


Für die Freie und Hansestadt Hamburg:


Berlin, den 19. Dezember 2007 Ole von Beust


Für das Land Hessen:


Berlin, den 19. Dezember 2007 R. Koch


Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:


Berlin, den 19. Dezember 2007 H. Ringstorff


Für das Land Niedersachsen:


Berlin, den 19. Dezember 2007 Christian Wulff


Für das Land Nordrhein-Westfalen:


Berlin, den 19. Dezember 2007 Jürgen Rüttgers


Für das Land Rheinland-Pfalz:


Berlin, den 19. Dezember 2007 Kurt Beck


Für das Saarland:


Berlin, den 19. Dezember 2007 Peter Müller


Für den Freistaat Sachsen:


Berlin, den 19. Dezember 2007 Georg Milbradt


Für das Land Sachsen-Anhalt: 

Berlin, den 19. Dezember 2007 Böhmer 

Für das Land Schleswig-Holstein: 

Berlin, den 19. Dezember 2007 Peter Harry Carstensen 

Für den Freistaat Thüringen: 

Berlin, den 19. Dezember 2007 Dieter Althaus 

Protokollerklärungen 

Protokollerklärung der Länder Hessen, Nordrhein-Westfa­
len, Rheinland-Pfalz und des Saarlandes zu § 53b Abs. 1 
Satz 2 des Rundfunkstaatsvertrages 

Die Länder Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 
und das Saarland bekräftigen das Ziel des § 25 Abs. 4 Satz 4 
Rundfunkstaatsvertrag, dass Fensterprogrammveranstalter und 
Hauptprogrammveranstalter nicht im Verhältnis eines verbun­
denen Unternehmens zueinander stehen sollen. Sie halten es 
daher unbeschadet des § 53b Absatz 1 Satz 2 für zulässig, bei 
anstehenden Zulassungen von Fensterprogrammveranstaltern 
schon vor dem 31. Dezember 2009 das Normziel des § 25 
Abs. 4 Satz 4 zu erreichen. 

Protokollerklärung der Freien und Hansestadt Hamburg 
und des Landes Schleswig-Holstein zu § 53b Abs. 1 Satz 2 
des Rundfunkstaatsvertrages 

Die Freie und Hansestadt Hamburg und das Land Schleswig-
Holstein begrüßen die Verlängerung bestehender Zulassungen 
für Fensterprogrammveranstalter als einen Beitrag zur Rechts­
und Investitionssicherheit. Bereits in der Begründung zum 
8. Rundfunkänderungsstaatsvertrag wurde die Auffassung der 
Länder zum Ausdruck gebracht, dass die gesellschaftsrechtli­
che Struktur des Fensterveranstalters nur ein Element der Viel­
faltssicherung sein kann und nicht in direktem Zusammenhang 
mit der Qualität der regionalen Berichterstattung steht. Anders 
als bei der Sendezeit für unabhängige Dritte gemäß § 31 des 
Rundfunkstaatsvertrages ist die gesellschaftsrechtliche Tren­
nung daher nicht zwingend vorgeschrieben worden. 

Die bestehenden Regionalfensterprogramme beweisen, dass ei­
ne hochwertige und redaktionell unabhängige Regionalbericht­
erstattung auch von mit dem Hauptprogrammveranstalter ver­
bundenen Unternehmen gewährleistet werden kann. Die Freie 
und Hansestadt Hamburg und das Land Schleswig-Holstein 
begrüßen daher, dass mit der jetzt geregelten Verlängerung der 
bestehenden Zulassungen die nunmehr dringend anstehende 
Überprüfung der Vorgabe des § 25 Abs. 4 Satz 4 des Rund­
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funkstaatsvertrages (gesellschaftsrechtliche Trennung von Haupt-
und Fensterprogrammveranstalter) verbunden wird. Die Freie 
und Hansestadt Hamburg und das Land Schleswig-Holstein se­
hen vor diesem Hintergrund auch weiterhin keine Veranlas­
sung, gesellschaftsrechtliche Veränderungen vorzugeben, wenn 
die redaktionelle Unabhängigkeit im Übrigen gewährleistet ist. 

Protokollerklärung des Landes Niedersachsen zu § 52b 
Abs. 1 Satz 2 des Rundfunkstaatsvertrages 

Das Land Niedersachsen hält eine Überprüfung der Vorgabe 
des § 25 Abs. 4 Satz 4 bis zum 30. Juni 2009 für sinnvoll. Auf 
der Grundlage des Ergebnisses einer Evaluation der regionalen 
Berichterstattung soll entschieden werden, inwiefern das Ziel 
der Norm weiterverfolgt wird. 

Protokollerklärung des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
zum Rundfunkgebührenstaatsvertrag 

Das Land Mecklenburg-Vorpommern erwartet im Rahmen der 
anstehenden Strukturreform ein Rundfunkgebührenmodell, das 
aufkommensneutral ist sowie die soziale Gerechtigkeit und Ak­

zeptanz bei den Bürgerinnen und Bürgern verbessert. Das Ver­
fahren soll transparent sein, einen möglichst geringen Verwal­
tungsaufwand haben und den Datenschutz berücksichtigen. 

Protokollerklärung der Länder Mecklenburg-Vorpommern 
und Schleswig-Holstein zu § 5 Abs. 2 des Rundfunkgebüh­
renstaatsvertrages 

Für den Fall, dass ein Gebührenmodell aufrechterhalten wird, 
welches Befreiungstatbestände für das Hotelgewerbe generell 
weiterhin erforderlich macht, streben die Länder Mecklenburg-
Vorpommern und Schleswig-Holstein an, dass Vermieter mit 
nur einer Ferienwohnung ebenfalls nur 50 vom Hundert der 
Rundfunkgebühr für die dort bereitgehaltenen Geräte zahlen 
müssen. 
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